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A. Bericht des Abgeordneten Leukert 


I. Allgemeines 

Der Deutsche Bundestag hat in seiner 84. Sitzung 
am 9. Oktober 1963 und in seiner 100. Sitzung am 
6. Dezember 1963 die von der Bundesregierung bzw. 
von der Fraktion der SPD eingebrachten Entwürfe 
einer 17. Novelle zum Lastenausgleichsgesetz — 
Drucksachen IV/1383, IV/1621 — in erster Beratung 
erörtert und federführend an den Ausschuß für den 
Lastenausgleich sowie zur Mitberatung an den 
Haushaltsausschuß überwiesen. Der Ausschuß für 
den Lastenausgleich hat mit der Beratung dieser 


beiden Entwürfe auch die Beratung des ihm vom 
Deutschen Bundestag in seiner 33. Sitzung am 
13. Juni 1962 überwiesenen Entwurfs eines Gesetzes 
zur Änderung des Lastenausgleichsgesetzes (Antrag 
der Abgeordneten Dr. Rutschke, Ramms usw. — 
Drucksache IV/404) verbunden. Der Ausschuß für 
den Lastenausgleich hat die Entwürfe in der Zeit 
vom 13. November 1963 bis zum 19. März 1964 in 
14 Sitzungen beraten. 

In Unterstreichung der Überlegungen der Bundes- 
regierung im Regierungsentwurf einer 17. Novelle 
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hat der Ausschuß für den Lastenausgleich die Lei- 
stungsverbesserungen der Kriegsschadenrente, ins- 
besondere der Unterhaltshilfe einschließlich des Zu- 
schlags für ehemals Selbständige, in den Mittel- 
punkt seiner Beratungen gestellt. Hierbei berück- 
sichtigte er die Entwicklung der Sozialleistungen in 
anderen Bereichen, insbesondere in der Sozialhilfe, 
der Sozialversicherung und der Kriegsopferversor- 
gung, die seit der letzten Anhebung der Sätze der 
Unterhaltshilfe durch die 14. Novelle zum Lasten- 
ausgleichsgesetz im Jahre 1961 nicht unerhebliche 
Verbesserungen, insbesondere ihrer jeweiligen Lei- 
stungen zur Bestreitung des Lebensunterhalts erfah- 
ren haben. Der Ausschuß hält es deshalb ebenso 
wie die Bundesregierung für geboten, die Unter- 
haltshilfesätze anzuheben, war jedoch der Meinung, 
daß die von ihr vorgeschlagene Erhöhung nicht aus- 
reiche, und schlägt mithin anstelle der bisher gel- 
tenden Sätze für den Berechtigten, den von ihm 
nicht dauernd getrennt lebenden Ehegatten und das 
von ihm überwiegend unterhaltene Kind in Höhe 
von jetzt 155 DM, 85 DM und 49 DM nunmehr Sätze 
von 175 DM, 105 DM und 60 DM monatlich vor. 

Während ehemals unselbständige Geschädigte im 
allgemeinen wieder eine ausreichende Altersversor- 
gung im Rahmen der Rentenversicherung gefunden 
haben, sind die ehemals Selbständigen in der Regel 
allein auf die Leistungen des Lastenausgleichs an- 
gewiesen. Zugunsten dieses Personenkreises hielt 
es der Ausschuß für angebracht, im Rahmen der 
Unterhaltshilfe den Selbständigenzuschlag nochmals 
beträchtlich anzuheben, womit er zugleich dem An- 
liegen Rechnung trägt, eine angemessene Abstufung 
der Altersversorgung entsprechend den früheren 
Lebensverhältnissen vorzunehmen. In Zukunft sol- 
len dabei nicht nur Verluste an Vermögen, sondern 
auch entsprechende Einkünfteverluste zugrunde 
gelegt werden können. Hiermit entspricht der Aus- 
schuß einem ihm als berechtigt erscheinenden An- 
liegen, alle diejenigen Geschädigten in diese Rege- 
lung einzubeziehen, die ihrem früheren Berufsbild 
nach zur Gruppe der Selbständigen gehört haben 
und die sich grundsätzlich auch keine Altersversor- 
gung im Rahmen der Sozialversicherung haben 
schaffen können. Die Verbesserung dieser Regelung 
für ehemals Selbständige soll in gleicher Weise auch 
für das weitere Hineinwachsen in die Unterhalts- 
hilfe in denjenigen Fällen gelten, in denen die all- 
gemeinen Voraussetzungen nach Alter oder Er- 
werbsunfähigkeit bisher nicht erfüllt sind. 

Die Aufwendungen für die Unterhaltshilfe werden 
nach dem Gesetz teils vom Ausgleichsfonds, teils 
von den öffentlichen Haushalten getragen. In die- 
sem Zusammenhang hat sich der Ausschuß auch mit 
der Frage der Aufbringung der Mittel für die so 
verbesserte Unterhaltshilfe befaßt und es für richtig 
gehalten, den Ausgleichsfonds nicht einseitig mit 
diesen Mehraufwendungen zu belasten, die sich 
überwiegend teils aus den gestiegenen Lebenshal- 
tungskosten, teils aus der Anpassung an die höhe- 
ren Sätze von Renten und Sozialhilfe ergeben. Er 
hat deshalb beschlossen, die Obergrenze, bis zu wel- 
cher die öffentlichen Haushalte zu den Aufwendun- 
gen für die Unterhaltshilfe beitragen, zu streichen. 


Verbesserungen bei der Entschädigungsrente hat 
der Ausschuß vor allem deshalb vorgeschlagen, da- 
mit sich die Erhöhung der Sätze der Unterhaltshilfe 
bei gleichzeitigem Bezug von Entschädigungsrente 
ohne Kürzungen auswirken kann. Einer Verbesse- 
rung der Entschädigungsrente wegen Existenzver- 
lustes soll die Anhebung der Pauschsätze bei Ver- 
lust höherer Einkünfte dienen. 

Als weiterer Schwerpunkt der Novelle ist die 
Änderung bei der Regelung des Einheitswertsver- 
gleichs bei kriegssachgeschädigtem Betriebsvermö- 
gen anzusehen, die zu einer Senkung des Endver- 
gleichswerts und damit zu einer Anhebung des 
Schadensbetrags führen soll. Hierdurch wird nicht 
nur die Hauptentschädigung, sondern auch die Er- 
mäßigung der Vermögensabgabe wegen Kriegssach- 
schadens erhöht. 

Bedeutsam sind weiter die Beschlüsse des Aus- 
schusses zu den Eingliederungsmaßnahmen und zum 
Härtefonds, weil die seit 1949 laufenden Eingliede- 
rungsmaßnahmen für die Masse der Fälle im we- 
sentlichen abgeschlossen sind. Im Hinblick auf den 
noch besfehenden Bedarf an Aufbaudarlehen, vor 
allem für den Wohnungsbau und für die Landwirt- 
schaft, hat der Ausschuß hierfür die Bereitstellung 
eines einmaligen Betrags von 200 Mio DM für 1965 
vorgesehen und damit die im Gesetz für dieses Jahr 
nur noch bereifstehenden geringen Mittel aufge- 
stockt. Ferner wurde ein organisches Auslaufen der 
Ausbildungshilfe und durch besondere Regelungen 
zugunsten der später Berechtigten auch ein Weiter- 
führen der Eingliederungsmaßnahmen sichergestellt. 
Schließlich betreffen die Vorschläge des Ausschus- 
ses Regelungen, die sonst noch wünschenswerte 
Verbesserungen enthalten, notwendige Anpassun- 
gen vornehmen oder der Klarstellung dienen. 


Zu Artikel I (Änderung von Gesetzen) 

Zu § 1 (Änderung des Lastenausgleichsgesetzes) 

Zu Nr. 1 (§ 6 LAG) 

Ausgehend von den Anregungen im Antrag der 
Fraktion der SPD hat der Ausschuß Erwägungen 
darüber angestellt, in welchem Umfang die öffent- 
lichen Haushalte an der Aufbringung der Mitfel für 
die Verbesserungen der Unterhaltshilfe beteiligt 
werden sollen. Eine Einnahmenerhöhung für den 
Ausgleichsfonds über die Ausgleichsabgaben er- 
scheint nicht mehr möglich. Es bleibt daher nur der 
Weg einer stärkeren Beteiligung der öffentlichen 
Haushalte. Hierbei hat er in Betracht gezogen, daß 
für die Beteiligung der öffentlichen Haushalte, ins- 
besondere der Länder, der Gedanke maßgebend 
war, daß die Länder die Grundversorgung für Hilfs- 
bedürftige aller Art zusammen mit den Gemeinden 
und Gemeindeverbänden zu tragen hatten und daß 
sie durch die Einführung der Unterhaltshilfe für den 
großen Kreis der alten und erwerbsunfähigen Ge- 
schädigten weitgehend entlastet worden sind. Unter 
Abwägung aller Gesichtspunkte waren die öffent- 
lichen Haushalte in § 6 Abs. 4 mit 50 v. H. an den 
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Aufwendungen der Unterhaltshilfe beteiligt worden. 
Der Bund wurde in diese Regelung mit einbezogen, 
weil auch er Fürsorgeaufwendungen ersparte, die 
er sonst im Rahmen der Kriegsfolgenhilfe hätte tra- 
gen müssen. Obwohl diesem Prinzip der Kostenver- 
teilung eine Begrenzung nach oben nicht entsprach, 
wurde eine solche zugunsten der öffentlichen Hand 
eingeführt (zunächst 400 Mio DM, auf Grund des 
8. AndG LAG erhöht auf 500 Mio DM). Diese Rege- 
lung blieb bisher unverändert bestehen, obwohl die 
Unterhaltshilfe in Anpassung an Verbesserungen in 
anderen Sozialbereidien mehrfach angehoben wer- 
den mußte. Hinzu kommt, daß die der Regelung des 
§ 6 Abs. 4 zugrunde liegende Erwartung, daß der 
Ausgleichsfonds im Laufe der Jahre in zunehmen- 
dem Maße von den Aufwendungen für die Unter- 
haltshilfe entlastet werden würde, durch die Ent- 
wicklung widerlegt worden ist. Die Aufwendungen 
für die Unterhaltshilfe sind im Gegenteil von 670 
Mio DM im Jahre 1953 auf 1144 Mio DM im Jahre 
1963 gestiegen. Der Ausschuß hat hieraus den Schluß 
gezogen, daß die geltende Fassung des § 6 Abs. 4 
nicht mehr der Sachlage gerecht wird, zumal es dem 
Ausgleichsfonds kaum zugemutet werden kann, die 
Aufwendungen für die vorwiegend durch allgemein 
sozialpolitische Erwägungen veranlaßten weiteren 
Verbesserungen der Unterhaltshilfe allein zu tra- 
gen. Wesentlich ist auch, daß anderenfalls dem Aus- 
gleichsfonds in den nächsten Jahren wegen der Ver- i 
besserungen für die Kriegsschadenrente in beacht- | 
liebem Umfang liquide Mittel für die Erfüllung der | 
Hauptentschädigung fehlen. Der Ausschuß hielt es | 
deshalb für richtig, die Begrenzung der Zuschüsse ! 
der öffentlichen Hand zu den Aufwendungen für die 
Unterhaltshilfe zu streichen, dabei aber dem Um- 
stand Rechnung zu tragen, daß dies nur für künf- 
tige Haushalte — ab 1965 — möglich sein werde. 

Zu Nr. 2 (§ 7 LAG) 

Bei der Anwendung des § 7 waren Zweifel ent- 
standen, ob der Höchstbetrag, bis zu welchem der 
Ausgleichsfonds Kredite aufnehmen kann, sich auf 
die Summe aller aufgenommenen Kredite oder nur 
auf die tatsächliche Verschuldung des Ausgleichs- 
fonds bezieht. Die Vorschrift soll deshalb klarstel- 
len, daß zurückgezahlte Kredite nicht auf den 
Höchstbetrag anzurechnen sind. 

Zu Nr. 3 (§ 12 LAG) 

Im Lastenausgleichsrecht bleiben mittelbare Schä- 
den, Nutzungsschäden, Verluste an aufschiebend 
bedingten Ansprüchen und an anderen Ansprüchen, 
die keinen Geldwert darstellen, außer Betracht. Zu 
den Schäden, die nicht berücksichtigt werden kön- 
nen, weil es sich um aufschiebend bedingte An- 
sprüche ohne Geldwert handelt, gehören auch 
Pensionsanwartschaften. In der höchstrichterlichen 
Rechtsprechung ist die Frage, ob im Zeitpunkt der 
Vertreibung bestehende Pensionsanwartschaften als 
privatrechtliche geldwerte Ansprüche festzustellen 
sind und ihr Verlust entsprechend zu entschädigen 
ist, unterschiedlich beantwortet worden, während die 
Verwaltungspraxis einheitlich davon ausging, daß 
Anwartschaften nicht als Ansprüche behandelt wer- 


den können. Der Ausschuß hält es deshalb in Über- 
einstimmung mit dem Regierungsentwurf für erfor- 
derlich, die bisherige Verwaltungspraxis durch Klar- 
stellung im Gesetz ausdrücklich zu bestätigen, was 
auch dem Ergebnis der eingehenden Beratungen 
zum 8. AndG LAG entspricht. Mit dieser Klarstel- 
lung wurden Verbesserungen in der Versorgungs- 
regelung für diesen Personenkreis verbunden (vgl. 
Nr. 29 Buchstabe b). Im Einzelfall abweichende un- 
anfechtbare Entscheidungen sollen unberührt blei- 
ben. 

Zu Nr. 4 und 5 (§§ 41, 47 b LAG) 

Die in § 2 Nr. 2 des Entwurfs vorgesehene Ände- 
rung des § 13 Abs. 6 FG (Verbesserung des Ein- 
heitswertvergleichs bei kriegssachgeschädigtem Be- 
triebsvermögen) soll nach Auffassung der Mehrheit 
des Ausschusses auch auf der Abgabenseite durch 
entsprechende Ermäßigung der Vermögensabgabe 
wirksam werden. Es erscheint jedoch nicht vertret- 
bar, eine solche Ermäßigung der Vermögensabgabe 
rückwirkend vom 1. April 1952 ab zu gewähren, zu- 
mal dies zu einer Erstattung von Vermögensabgabe 
in erheblichem Umfang und damit zu einem außeror- 
dentlichen Verwaltungsaufwand der Finanzbehörden 
führen würde. Diese Auswirkungen sollen durch die 
Ergänzung des § 41 Abs. 1 und die Einfügung eines 
neuen § 47 b LAG gemildert werden. Die zusätzliche 
Ermäßigung der Vermögensabgabe soll danach nur 
auf Antrag und nur für die Zukunft gewährt wer- 
den. Auch bei dieser Begrenzung war darauf Rück- 
sicht zu nehmen, daß in zahlreichen Fällen Ansprü- 
che auf Hauptentschädigung, auf welche diese Er- 
mäßigung anzurechnen ist, bereits erfüllt sind, eine 
Rückforderung von Hauptentschädigung aber ver- 
mieden werden sollte; für diese Fälle wird die Er- 
mäßigung deshalb auf den Betrag beschränkt, der 
noch auf eine verfügbare Hauptentschädigung an- 
gerechnet werden kann. 

Entsprechend dem hierzu gestellten Antrag — 
Drucksache IV/404 — sieht der Ausschuß eine Än- 
derung nur für natürliche Personen vor, um diesen 
Abgabepflichtigen eine schnellere Schadensabgel- 
tung als durch die Gewährung von Hauptentschädi- 
gung allein zu ermöglichen. 

Zu Nr. 6 (§ 55 c LAG) 

Nach § 55 c LAG können die Vierteljahrsbeträge 
der Vermögensabgabe bei zusammenveranlagten 
Ehegatten auf Antrag ab 1. April 1961 auf den Be- 
trag herabgesetzt werden, der sich ergibt, wenn die 
Vorschriften über Freibeträge und Freigrenzen nach 
den Vermögensverhältnissen jedes Ehegatten ge- 
trennt angewandt werden. Die Antragsfrist lief am 
31. März 1962 ab. Die Erfahrungen haben gezeigt, 
daß zahlreiche Geschädigte die Antragsfrist ver- 
säumt haben, weil sie infolge der Berücksichtigung 
von Kriegsschäden durch Ermäßigung der Vermö- 
gensabgabe schon vor dem 1. April 1961 keine Vier- 
teljahrsbeträge zu leisten hatten und eine Herab- 
setzung der Vierteljahrsbeträge durch § 55 c daher 
nicht in Betracht kommt. Die Anwendung des § 55 c 
hätte sich aber durch Verringerung der Abgabe- 
ermäßigung über § 249 Abs. 3 LAG auch auf die 
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Hauptentschädigung ausgewirkt. Es erscheint daher 
billig, diesen Geschädigten ein Antragsrecht auf 
Neuberechnung der Vermögensabgabe noch bis zum 
Ablauf eines Jahres nach Zustellung des Bescheids 
über die Zuerkennung der Hauptentschädigung ein- 
zuräumen. 

Zu Nr. 7 {§§ 113, 150 LAG) 

Die Verlängerung der in diesen Vorschriften be- 
stimmten Frist erscheint geboten, um die Einhaltung 
der in § 43 des Zwangsversteigerungsgesetzes für 
die Öffentliche Bekanntgabe eines neuen Versteige- 
rungstermins und die Zustellung der Terminbestim- 
mung an die Beteiligten festgesetzten Fristen zu 
ermöglichen. 

Zu Nr. 8 {§ 249 LAG) 

Die Änderung ist im Hinblick auf die zusätzliche 
Ermäßigung der Vermögensabgabe nach § 47 b LAG 
(neu), die ebenfalls auf die Hauptentschädigung an- 
gerechnet werden muß, erforderlich. 

Zu Nr. 9 {§ 249 a LAG) 

Die geltende Fassung des Gesetzes konnte zu 
Schwierigkeiten in der Anwendung in den Fällen 
führen, in denen ein Schaden an einer Sparanlage 
nicht mit dem Nennbetrag übereinstimmt, sondern 
sich nach dem Steuerkurswert ein höherer oder nie- 
drigerer festgestellter Betrag ergibt. Hier würde 
durch Erhöhung des Sparerzuschlags auf 20 v. H. 
der Unterschied im Kurswert, der die Höhe des 
Schadens beeinflußt, wieder beseitigt. Anstelle der 
hieraus folgenden gleich hohen Entschädigung 
unterschiedlicher Verluste erscheint eine Abstufung 
der Entschädigung notwendig. Soweit im Einzelfall 
abweichend unanfechtbar entschieden wurde, soll es 
jedoch hierbei verbleiben. 

Zu Nr. 10 bis 12 {§§ 250, 251 und 252 LAG) 

Der Ausschuß stimmt dem Vorschlag der Regie- 
rungsvorlage zu, die Berechnung des Zinszuschlags 
unterschiedlich danach zu regeln, ob im Einzelfall 
ein Schaden vor dem 1. Januar 1953 oder erst spä- 
ter entstanden ist. Eine Verzinsung der Hauptent- 
schädigung für später eingetretene Schäden schon 
vom 1. Januar 1953 ab wäre nicht zu rechtfertigen, 
weil dies bei „Spätschäden" zu einer Verzinsung 
der Hauptentschädigung für Zeiträume führen 
würde, in denen der Geschädigte noch im Besitz der 
später verlorengegangenen Vermögenswerte war. 
Entsprechend den Erwägungen der Regierungsvor- 
lage hält es hierbei der Ausschuß für sachgerecht, 
eine Verzinsung des Grundbetrags der Hauptent- 
schädigung für derartige Spätschäden erst für die 
Zeit vom Beginn des Vierteljahrs ab vorzusehen, 
in dem der Schaden entstanden ist; dies ist der Zeit- 
punkt, in dem nach der Fiktion des § 12 Abs. 11 
LAG alle Schäden der Aussiedler oder der im Ver- 
treibungsgebiet verstorbenen Geschädigten als ein- 
getreten gelten. Für den Fall des Zusammentreffens 
von Spätschäden mit Schäden aus der Zeit vor 1953 
mußte eine Aufteilung des Grundbetrags im Ver- 


hältnis der Schadensbeträge zueinander vorgesehen 
werden, um die Verzinsung des auf den „Früh- 
schaden" entfallenden Anteils am Grundbetrag vom 
1. Januar 1953 ab sicherzustellen. Eine Sonderrege- 
lung war erforderlich, soweit der Grundbetrag der 
Hauptentschädigung auf den Sparerzuschlag nach 
§ 249 a LAG entfällt; hierzu tragen die einzelnen 
Schäden an Sparanlagen auf Grund der Regelung 
des § 249 a Abs. 2 LAG nicht im Verhältnis der 
Schadensbeträge, sondern unterschiedlich bei. Die- 
ser Besonderheit mußte bei einer Aufteilung des 
Sparerzuschlags Rechnung getragen werden. 

Die vorgeschlagenen Änderungen in §§ 251 und 
252 dienen der Anpassung an die Ergänzung des 
§ 250. 

Auch nach Auffassung des Ausschusses kann die 
Neuregelung der Verzinsung für Spätschäden nur 
mit Rückwirkung vorgenommen werden. Es wäre 
jedoch nicht vertretbar, in den Ausnahmefällen, in 
denen unter Einbeziehung von Spätschäden Haupt- 
entschädigung mit Zinsen ab 1. Januar 1953 unan- 
fechtbar zuerkannt worden ist, eine Neuaufteilung 
der Zinsen nach Früh- und Spätschäden vorzuneh- 
men. Insoweit soll es daher bei der bisherigen Ent- 
scheidung verbleiben. 

Zu Nr. 13 {§ 264 LAG) 

Die Änderung trägt der Ergänzung des § 273 
durch einen neuen Absatz 6 und der Ergänzung des 
§ 284 Abs. 2 Rechnung. Vergleiche die Ausführun- 
gen zu Nr. 20 Buchstabe b und 29 Buchstabe b. 

Zu Nr. 14 {§ 265 LAG) 

a) Die Neufassung des Absatzes 4 berücksichtigt 
ebenso wie die Änderung des § 264 die Ergän- 
zungen des § 273 (durch Einfügung eines neuen 
Absatzes 6) und des § 284 Abs. 2. Darüber hin- 
aus soll die Frist für die Beantragung von 
Kriegsschadenrente wegen Erwerbsunfähigkeit 
in den Fällen des späteren Hineinwachsens um 
2 Jahre bis zum 31. Dezember 1965 verlängert 
werden, weil der Endzeitpunkt, bis zu welchem 
Erwerbsunfähigkeit Vorgelegen haben muß, in 
§ 273 Abs. 5 und 6, § 282 Abs. 4 und in § 284 
Abs. 2 ebenfalls um 2 Jahre hinausgeschoben 
worden ist. Ferner soll in Zukunft bei Spätaus- 
siedlern der Zeitpunkt, bis zu welchem Erwerbs- 
unfähigkeit Vorgelegen haben muß, auf den Zeit- 
punkt der Aufenthaltnahme, die dem Zeitpunkt 
der Schädigung durch Aussiedlung am nächsten 
liegt, festgelegt werden; der Ausschuß folgt in- 
soweit den Erwägungen der Rechtsprechung. 

b) Schon bisher war für die Erstattung von Ober- 
gutachten bei der Feststellung der Erwerbsunfä- 
higkeit die Regelung nach dem Gesetz über das 
Verwaltungsverfahren der Kriegsopferversor- 
gung maßgebend. Hiernach waren die Sätze des 
ärztlichen Bundestarifs für das Versorgungs- 
wesen zugrunde zu legen. Nach dem Zweiten Neu- 
ordnungsgesetz zum Bundesversorgungsgesetz 
wird jedoch nunmehr im Verwaltungsverfahren 
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der Kriegsopferversorgung hierfür nur noch das 
Gesetz über die Entschädigung von Zeugen und 
Sachverständigen angewandt. Die vorgeschla- 
gene Änderung des Satzes 4 in § 265 Abs. 5 paßt 
sich mit Wirkung vom Zeitpunkt des Inkrafttre- 
tens des Artikels II des Zweiten Neuordnungs- 
gesetzes (28. Februar 1964) ab an diese Regelung 
an. 

Zu Nr. 15 (§ 266 LAG) 

Bisher sieht das Gesetz die Feststellung des Ver- 
lusts der beruflichen oder sonstigen Existenzgrund- 
lage „der Höhe nach" nur für Zwecke der Entschä- 
digungsrente vor. Die Vorschläge des Ausschusses 
zu § 269 Abs, 3 (Selbständigenzuschlag) und zu 
§ 273 Abs. 5 (weiteres Hineinwachsen in die Unter- 
haltshilfe) machen nunmehr in Einzelfällen die Er- 
mittlung der genauen Höhe verlorener Einkünfte 
auch in Teilbereichen der Unterhaltshilfe erforder- 
lich. Dem trägt die vorgesehene Änderung Rech- 
nung. 

Zu Nr. 16 (§ 267 LAG) 

a) Die Frage der Erhöhung der Sätze der Unter- 
haltshilfe und damit gleichzeitig auch des Ein- 
kommenshöchstbetrags hat den Ausschuß ein- 
gehend beschäftigt. Er hat vor allem die Ent- 
wicklung entsprechender Leistungen für die Be- 
streitung des Lebensunterhalts in anderen So- 
zialbereichen geprüft, wozu ihm die zwischen- 
zeitlichen Verbesserungen solcher Leistungen in 
der Sozialhilfe, der Sozialversicherung und der 
Kriegsopferversorgung Anlaß boten. Hierbei hat 
er in Betracht gezogen, daß die Unterhaltshilfe 
grundsätzlich über den Leistungen der Sozialhilfe 
liegen sollte. Der Ausschuß hat auch die tatsäch- 
lichen Auszahlungsbeträge je Partei und Person 
bei der Sozialhilfe und der Unterhaltshilfe ver- 
glichen. Zu berücksichtigen war dabei, daß den 
Unterhaltshilfeempfängern auch Mietbeihilfen 
nach dem Gesetz über Wohnbeihilfen zustehen. 
Er folgerte hieraus, daß die im Regierungsent- 
wurf vorgesehene Erhöhung nicht ausreiche. Mit 
Mehrheit war er jedoch der Meinung, daß die 
von ihm vorgeschlagenen monatlichen Sätze von 
175 DM für den Berechtigten, von 105 DM für 
den nicht dauernd getrennt lebenden Ehegatten 
und von 60 DM je zuschlagsberechtigtes Kind 
angemessen seien, um den Anschluß an die an- 
deren Sozialbereiche zu finden. Hiermit werden 
auch die Rentenerhöhungen durch das Fünfte 
Rentenanpassungsgesetz aufgefangen. 

Der Ausschuß hält auch eine Erhöhung der 
Pflegezulage bei solchen Personen für ange- 
bracht, die nach anderen Vorschriften keine 
Pflegezulage oder die im Rahmen der Unter- 
haltshilfe keinen Freibetrag wegen Pflegebedürf- 
tigkeit erhalten. 

b) Der Ausschuß berücksichtigt mit der Erhöhung 
der Freibeträge für Unfallrenten, daß im Rah- 
men der jährlichen Anpassung der Altrenten in 
der Sozialversicherung erstmalig durch das Sech- 
ste Rentenanpassungsgesetz auch die Unfallren- 


ten einbezogen worden sind, und außerdem, daß 
auch die Freibeträge für Renten aus der gesetz- 
lichen Rentenversicherung und für vergleichbare 
sonstige Versorgungsbezüge nochmals angeho- 
ben werden sollen. 

c) Die Vorschrift entspricht der Regierungsvorlage 
und schließt sich auch den Erwägungen der 
Rechtsprechung an, Einkünfte, die unter Raub- 
bau an der Gesundheit vor der Einweisung in die 
Unterhaltshilfe erzielt worden sind, anrechnungs- 
frei zu lassen. Dabei war klarzustellen, daß es 
für Zeiträume von der Einweisung in die Unter- 
haltshilfe ab bei der Anrechnung verbleiben soll. 

d) Der Ausschuß übernimmt mit diesem Vorschlag 
die Regierungsvorlage, um nicht vertretbare 
Kumulierungen von Zulagen für Kinder zu ver- 
meiden, was insbesondere im Hinblick auf die 
Erhöhung des Kinderzuschlags zur Unterhalts- 
hilfe sowie des Kindergeldes veranlaßt erscheint. 
Demgegenüber soll die bisherige Begünstigung 
von Rentenleistungen, die Kinder und Vollwai- 
sen aus eigenem Recht beziehen, unverändert 
bestehen bleiben. Soweit die Neuregelung in 
Ausnahmefällen zu einer Verschlechterung ge- 
genüber der bisherigen Rechtslage führen würde, 
sieht § 8 Abs. 3 des Entwurfs die Zahlung einer 
Ausgleichszulage vor. 

e) Renten aus der gesetzlichen Rentenversicherung 
werden grundsätzlich auf die ihr gegenüber sub- 
sidiäre Unterhaltshilfe angerechnet. Um auch 
Empfänger von Unterhaltshilfe in den Genuß der 
Rentenerhöhung durch das Sechste Rentenanpas- 
sungsgesetz gelangen zu lassen, schlägt der Aus- 
schuß eine Anhebung der Freibeträge für Renten 
aus der gesetzlichen Rentenversicherung und für 
vergleichbare sonstige Versorgungsbezüge vor. 
Diese Erhöhung soll vom 1. Juni 1964 ab wirk- 
sam werden, weil die Rentenerhöhungen bis zum 
31. Mai 1964 von der Anrechnung freigestellt 
sind. 

f) Ausgehend von dem Antrag der Fraktion der 
SPD, den bisher gemeinsamen Freibetrag für Ein- 
künfte aus Vermietung und Verpachtung sowie 
aus Kapitalvermögen zu verdoppeln, schlägt der 
Ausschuß eine Trennung der Freibeträge für 
beide Einkunftsarten vor, wobei er im Hinblick 
auf die gestiegenen Mieten eine Erhöhung des 
Freibetrags für Miet- und Pachteinkünfte für an- 
gebracht hält. 

Zu Nr. 17 (§ 268 LAG) 

Der Ausschuß übernimmt mit der vorgeschlage- 
nen Änderung den Antrag der Fraktion der SPD, 
die Schonvermögensgrenze von 6000 DM auf 
12 000 DM zu erhöhen und Entschädigungszahlun- 
gen für die Dauer von zehn Jahren nicht als Ver- 
mögen anzusetzen, um damit in den verhältnis- 
mäßig seltenen Fällen, in denen Ersparnisse oder 
Entschädigungszahlungen zu einer Vermögensbil- 
dung über die bisherige Schongrenze hinaus geführt 
haben, die Gewährung von Unterhaltshilfe weiter- 
hin zu ermöglichen. 
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Zu Nr. 18 (§ 269 LAG) 

a) Wegen der Erhöhung der Sätze der Unterhalts- 
hilfe wird auf die Ausführungen zu Nr. 16 Buch- 
stabe a verwiesen. 

b) Die Altersversorgung der ehemals selbständigen 
Geschädigten ist ein besonderes Anliegen des 
Ausschusses. Deshalb wurde der durch das 
12. ÄndG LAG im Jahre 1960 geschaffene Selb- 
ständigenzuschlag in der 14. und auch in der 
16. Novelle verbessert. Die Erfahrung hat jedoch 
gezeigt, daß hiermit der früheren wirtschaft- 
lichen und sozialen Stellung des ehemals Selb- 
ständigen noch nicht in dem aus heutiger Sicht 
wünschenswerten Ausmaß Rechnung getragen 
worden war. Der Ausschuß hält es deshalb für 
notwendig, den Selbständigenzuschlag weiter be- 
trächtlich zu erhöhen, ihn stärker nach dem Aus- 
maß des Schadens abzustufen und hierbei auch 
höhere Schäden entsprechend stärker zu berück- 
sichtigen. Diese Maßnahme allein erschien aber 
deshalb unvollständig, weil diejenigen ehemals 
Selbständigen, die nur einen geringen oder kei- 
nen Vermögensverlust erlitten hatten, vom Selb- 
ständigenzuschlag ausgeschlossen blieben. Um 
diese Lücke zu schließen, soll nunmehr wahl- 
weise die Zugrundelegung des Verlusts von Ein- 
künften zugelassen werden. Die Verweisung auf 
§ 273 Abs. 5 LAG und insbesondere auf die dort 
in Nr. 2 nunmehr vorgesehene Vermutung für 
den Verlust von Einkünften in bestimmter Höhe 
stellt sicher, daß der Selbständigenzuschlag allen 
Personen gewährt wird, die nach ihrem Berufs- 
bild den ehemals Selbständigen zuzuordnen sind. 

c) Für Personen, die neben einer Rente aus der ge- 
setzlichen Rentenversicherung noch Selbständi- 
genzuschlag beziehen und deshalb den Frei- 
betrag nach § 267 Abs. 2 Nr. 6 LAG nicht erhal- 
ten, soll sichergestellt werden, daß ihnen die 
durchschnittliche Rentenerhöhung durch das Sech- 
ste Rentenanpassungsgesetz ohne Kürzung der 
Unterhaltshilfe verbleibt. 


Zu Nr. 19 (§ 270 LAG) 

a) Die Anrechnung zusätzlicher oder erhöhter Ein- 
künfte auf die Elternrente nach dem Bundesver- 
sorgungsgesetz hat in Einzelfällen zu einer 
gleichzeitigen Verminderung des hierfür im 
Rahmen der Unterhaltshilfe vorgesehenen Frei- 
betrags geführt, mit der Folge, daß sich trotz Er- 
höhung einzelner Einkommensteile ein Absin- 
ken des Gesamteinkommens des Unterhaltshilfe- 
empfängers ergab. Dieses sozialpolitisch nicht 
gewollte Ergebnis soll — so wünschenswert es ge- 
wesen wäre, einen Ausgleich in einem anderen 
Gesetzgebungsbereich zu finden — durch eine ent- 
sprechende Kürzung der auf die Unterhaltshilfe 
anzurechnenden Einkünfte ausgeglichen werden. 

b) Es handelt sich um eine redaktionelle Anpassung 
an die Änderung des § 267 Abs. 2 durch Einfü- 
gung einer neuen Nr. 8. 


Zu Nr. 20 (§ 273 LAG) 

a) Einer Verbesserung der Altersversorgung ehe- 
mals Selbständiger (vgl. die Ausführungen zu 
Nr. 18 Buchstabe b) dient eine entsprechende 
Ausgestaltung der Regelung für das Hineinwach- 
sen in die Unterhaltshilfe. Ebenso wie bei den 
Vorschriften über den Selbständigenzuschlag er- 
scheint es notwendig, auch hier Personen einzu- 
beziehen, die nur existenztragende Einkünfte aus 
selbständiger Erwerbstätigkeit, aber kein oder 
nur ein geringes Vermögen verloren haben. Da- 
bei soll zur Vermeidung von Zufallsergebnissen 
und sonst zwangsläufig auftretenden Beweis- 
schwierigkeiten unterstellt werden, daß die ge- 
forderte Grenze für die früheren Einkünfte dann 
als erreicht gilt, wenn der Geschädigte, ohne we- 
sentlich von anderen Einkünften gelebt zu haben, 
nach seinem Berufsbild eindeutig zu den ehe- 
mals Selbständigen gehörte. Diese Regelung muß 
auch bei der Entscheidung berücksichtigt werden, 
ob Unterhaltshilfe „entsprechend der Unterhalts- 
hilfe auf Lebenszeit" oder ob „Unterhaltshilfe 
auf Zeit" in Frage kommt. 

Der Ausschuß hat sich auch sonst eingehend 
mit der Abgrenzung des Begriffs der ehemals 
Selbständigen befaßt. Dabei kam er zu dem Er- 
gebnis, daß kein Anlaß bestehe, in diese Sonder- 
regelung auch solche Personen einzubeziehen, 
deren Lebensbild nicht von der selbständigen Er- 
werbstätigkeit allein geprägt war, diese viel- 
mehr nur den Charakter eines Nebenerwerbs 
hatte. Das gleiche muß für die Fälle gelten, in 
denen die Lebensgrundlage auf Miet- oder Pacht- 
einkünften beruhte, sofern es sich dabei nicht 
um Gegenwerte aus der Verwertung des einer 
früheren Erwerbstätigkeit dienenden Vermögens 
oder um eine Altersversorgung handelte, die 
aus den Erträgen einer solchen Tätigkeit begrün- 
det worden war. 

Die vorgeschlagene Verlegung des Stichtags, bis 
zu welchem Erwerbsunfähigkeit Vorgelegen ha- 
ben muß, soll der Erfahrung Rechnung tragen, 
daß für diesen Personenkreis noch Härten auf- 
getreten sind, deren Beseitigung wünschenswert 
erscheint. 

b) Die Lage derjenigen Geschädigten, die eine pri- 
vate Pensionsanwartschaft verloren haben, äh- 
nelt derjenigen der ehemals Selbständigen. Auch 
dieser Personenkreis hatte sich in der Regel im 
Hinblick auf die Pensionszusage keine anderwei- 
tige Altersversorgung geschaffen und war, wenn 
das Pensionsalter oder die Erwerbsunfähigkeit 
schon in verhältnismäßig kurzer Zeit nach der 
Vertreibung eingetreten war, später auch nicht 
mehr dazu in der Lage. Der Ausschuß will es 
deshalb diesen Personen wie ehemals Selbstän- 
digen ermöglichen, in die Unterhaltshilfe hinein- 
zuwachsen. 

Zu Nr. 21 (§ 274 LAG) 

Die Änderung ist angebracht, um auch die Emp- 
fänger von Rentnerunterhaltshilfe in den Genuß der 

Erhöhung der Sätze des § 269 Abs. 1 und 2 gelan- 
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gen zu lassen. Das Ausmaß der Anhebung des Zu- 
schlags zu den weggefallenen Zahlungen entspricht 
dem Ausmaß der Unterhaltshilfeerhöhungen. 

Zu Nr. 22 (§ 275 LAG) 

Auch der Satz der Unterhaltshilfe für Vollwaisen 
soll im gleichen Verhältnis wie die Unterhaltshilfe 
für den Berechtigten angehoben werden. 

Zu Nr. 23 (§ 276 LAG) 

Die Erhöhung um 30 v. H. ist durch die Änderung 
des § 274 Abs. 2 (vgl. Nr. 21) veranlaßt. 

Zu Nr, 24 (§ 277 LAG) 

Bei Auszahlung des Bestattungsgeldes nach dem 
Bundesversorgungsgesetz war in den letzten Jahren 
hierauf auch das Sterbegeld nach dem Lastenaus- 
gleichsgesetz angerechnet worden, obwohl für die- 
ses — ähnlich wie bei einer privaten Sterbegeldver- 
sicherung — Beiträge zu entrichten sind. Der Aus- 
schuß hält es deshalb für richtig, ausdrücklich im 
Gesetz zu regeln, daß das Sterbegeld bei vergleich- 
baren Leistungen unberücksichtigt bleiben soll; hier- 
mit folgt er auch der Rechtsprechung des Bundes- 
sozialgerichts. 

Zu Nr. 25 (§ 278 a LAG) 

a) Die Vorschrift dient der redaktionellen Anpas- 
sung an die Ergänzung des § 250 (vgl. Nr. 10). 

b) Bei der Durchführung des § 278 a Abs. 6 LAG 
(Gewährung von Unterhaltshilfe trotz Erfüllung 
der Hauptentschädigung) hat sich die vorgese- 
hene Frist zur Stellung entsprechender Anträge 
als zu kurz erwiesen. Die Verlängerung der An- 
tragsfrist in dem vorgesehenen Rahmen er- 
scheint angemessen. 

Der Antrag in Drucksache IV/1621, die Mindest- 
erfüilungsbeträge bei kleineren Schäden zu erhöhen 
und die Anrechnung der Unterhaltshilfe auf die 
Hauptentschädigung für die Zeit vom 1. Januar 1964 
ab auf die Hälfte des Grundbetrags zu begrenzen, 
fand im Ausschuß keine Mehrheit. Maßgebend da- 
für war vor allem die Erwägung, daß sich eine un- 
gleiche Behandlung der Unterhaltshilfeempfänger 
ergeben hätte, je nachdem, ob sie schon länger 
Unterhaltshilfe beziehen oder erst kürzlich in die 
Unterhaltshilfe eingewiesen worden sind oder in 
Zukunft noch werden. Ferner hätte die Verwirk- 
lichung des Antrags auch dazu geführt, daß Perso- 
nen, die wegen der Höhe ihrer jetzigen Einkünfte 
oder der Nichterfüllung der sonstigen Vorausset- 
zungen keine Unterhaltshilfe, sondern nur Haupt- 
entschädigung erhalten können, gegenüber Emp- 
fängern beider Leistungen erheblich benachteiligt 
worden wären. Zu berücksichtigen war auch, daß 
trotz erheblicher Bedenken der Mindesterfüllungs- 
betrag selbst Geschädigten zugebilligt wurde, die 
neben der Unterhaltshilfe noch Entschädigungsrente 
beziehen; dies ließ sich jedoch nur bei der seiner- 
zeit vorgenommenen Begrenzung des Mindesterfül- 
lungsbetrags auf 25 V. H, rechtfertigen. Hinzu 


kommt, daß der Grundgedanke über die Regelung 
der Mindesterfüllung, mit zunehmender Schadens- 
höhe steigende Erfüllungsbeträge auszuzahlen, in 
sein Gegenteil verkehrt worden wäre. Dies erscheint 
nicht berechtigt, weil geringe Schäden schon durch 
Gewährung von Unterhaltshilfe in stärkerem Maße 
abgegolten werden, als dies bei höheren Schäden 
der Fall ist. 


Zu Nr. 26 (§ 279 LAG) 

Die Erhöhung des Einkommenshöchstbetrags der 
Entschädigungsrente mit den gleichen Beträgen wie 
bei der Unterhaltshilfe ist erforderlich, um beim Zu- 
sammentreffen beider Leistungen eine Kürzung der 
Entschädigungsrente in Grenzfällen zu vermeiden. 

Zu Nr. 27 (§ 280 LAG) 

Die Vorschrift dient der redaktionellen Anpas- 
sung an die Erweiterung des § 267 Abs. 2 durch Ein- 
fügung einer neuen Nr. 8. 

Zu Nr. 28 (§ 282 LAG) 

Die Vorschrift paßt sich für den Bereich der Ent- 
schädigungsrente an die entsprechende Regelung 
in § 273 Abs. 5 an. 

Zu Nr. 29 (§ 284 LAG) 

a) Der Ausschuß hält auch eine mäßige Erhöhung 
der Entschädigungsrente bei Verlust der beruf- 
lichen oder sonstigen Existenzgrundlage für ver- 
anlaßt. Er folgt damit weitgehend dem Antrag 
der Fraktion der SPD. 

b) Der Ausschuß hat bei der Beschlußfassung zu 
§ 12 Abs. 1 Nr. 2 (vgl. Nr. 3) an der Auffassung 
festgehalten, daß dem Verlust einer Pensionsan- 
wartschaft nicht eine Kapitalentschädigung, son- 
dern am ehesten eine Rentenleistung zur Alters- 
versorgung angemessen ist. Die hierzu getroffene 
Regelung in § 284 Abs. 2 hat jedoch zu Härten 
geführt, weil die Rentenleistung bisher unter an- 
derem davon abhängig gemacht wurde, daß der 
Pensionsfall bis zum 31. März 1952 eingetreten 
war. In der verhältnismäßig kurzen Zeit zwi- 
schen der Schädigung und diesem Zeitpunkt war 
es jedoch dem Geschädigten in der Regel nicht 
möglich, sich eine anderweitige Altersversor- 
gung zu schaffen. Der Ausschuß schlägt deshalb 
die Streichung dieser Voraussetzung vor. Wegen 
der Ergänzung des Absatzes 2 zugunsten von 
Geschädigten, die Pensionsanwartschaften ver- 
loren haben, wird auf die Ausführungen zu 
Nr. 20 Buchstabe b verwiesen. 

Zu Nr. 30 (§ 292 LAG) 

Die Erhöhung des bei der Sozialhilfe außer Be- 
tracht zu lassenden Teils der Rentnerunterhaltshilfe 
entspricht der vorgeschlagenen Änderung in § 274 
(vgl. Nr. 21). 
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Zu Nr, 31 (§ 301 a LAG) 

Die im Rahmen der Unterhaltshilfe vorgesehenen 
Verbesserungen, insbesondere die Anhebung der 
Unterhaltshilfesätze, die Erweiterung des Selbstän- 
digenzuschlags und die Regelung für das Hinein- 
wachsen in die Unterhaltshilfe, wirken sich kraft 
Gesetzes auch auf den Personenkreis der anerkann- 
ten Sowjetzonenflüchtlinge aus, die im Rahmen des 
Härtefonds Beihilfen zum Lebensunterhalt — „ent- 
sprechend den Voraussetzungen und Grundsätzen, 
die für die vergleichbaren Leistungen an Geschä- 
digte im Sinne dieses Gesetzes gelten" — erhalten. 
Darüber hinaus hält es der Ausschuß zur weiteren 
Gleichstellung mit den Geschädigten des LAG für 
angebracht, für anerkannte Sowjetzonenflüchtlinge 
eine „besondere laufende Beihilfe" einzuführen. 
Diese entspricht, soweit sie neben der „Beihilfe zum 
Lebensunterhalt" gewährt und nach den verlorenen 
Einkünften bemessen wird, den bisher im Gesetz 
vorgesehenen „Steigerungsbeträgen". Die beson- 
dere laufende Beihilfe soll jedoch künftig auch je 
nach Ausmaß der entstandenen Vermögensverluste 
bemessen und unabhängig von der Beihilfe zum Le- 
bensunterhalt selbst Personen mit höheren laufen- 
den Einkünften gewährt werden können, zumal es 
berechtigt erscheint, auch bei anerkannten Sowjet- 
zonenflüchtlingen die frühere wirtschaftliche und so- 
ziale Stellung im Rahmen der Altersversorgung stär- 
ker als bisher zu berücksichtigen. Durch diese Er- 
mächtigung soll es der Bundesregierung ermöglicht 
werden, in der Rechtsverordnung die besondere lau- 
fende Beihilfe, ähnlich wie dies in § 284 LAG be- 
stimmt ist, pauschal festzulegen und unterschiedlich 
danach zu bemessen, ob sie allein oder neben der 
Beihilfe zum Lebensunterhalt gewährt wird. Eine 
solche Anlehnung an die Grundsätze des § 284 LAG 
bedingt auch die Einhaltung eines bestimmten Rah- 
mens für die besondere laufende Beihilfe, was bei 
Geltendmachung von Existenzverlust ohnehin zwin- 
gend ist, da eine Besserstellung gegenüber den Ver- 
triebenen nicht in Betracht kommen kann. Der er- 
weiterten Berücksichtigung der früheren Verhält- 
nisse entspricht es nach Auffassung des Ausschus- 
ses, die Voraussetzungen für die Gewährung der 
besonderen laufenden Beihilfe großzügiger festzule- 
gen als bei der Beihilfe zum Lebensunterhalt. Der 
Ausschuß schlägt deshalb vor, den Einkommens- 
höchstbetrag für Entschädigungsrente nach § 279 
Abs. 1 Sätze 1 bis 3 zugrunde zu legen. 


Zu Nr. 32 (§ 323 LAG) 

a) Die Zahl der den Ausgleichsämtern vorliegenden 
Anträge und die Entwicklung des Antragsein- 
gangs lassen erkennen, daß bei den Geschädig- 
ten noch Bedarf an Aufbaudarlehen insbesondere 
für den Wohnungsbau und für die Landwirtschaft 
besteht. Der Ausschuß hält es deshalb für richtig, 
unbeschadet der sonstigen Auslaufregelung in 
§ 323 Abs. 1 für Aufbaudarlehen im Rechnungs- 
jahr 1965 nochmals einen Betrag von 200 Mio DM 
bereitzustellen. 

b) Der Ausschuß hält es nicht für vertretbar, alle 
Eingliederungsmaßnahmen und die Hilfen aus 


dem Härtefonds mit Ablauf des Rechnungsjahres 
1965 einzustellen. Abgesehen von den Beihilfen 
zur Hausratbeschaffung und zum Lebensunter- 
halt aus dem Härtefonds, für die aus sozialen 
Gründen eine Einstellung ohnehin nicht in Be- 
tracht kommen kann, müssen nach Auffassung des 
Ausschusses Geschädigte und Härtefondsberech- 
tigte, die verhältnismäßig spät in das Bundesge- 
biet oder nach Berlin (West) gelangt sind, noch 
die Möglichkeit erhalten, Eingliederungshilfen in 
Anspruch zu nehmen. Diesen Erwägungen trägt 
Absatz 8 Rechnung. Eine Begrenzung der bereit- 
zustellenden Mittel auf 80 Mio DM jährlich 
dürfte dem voraussichtlichen tatsächlichen Bedarf 
entsprechen; in diesen Höchstbetrag sind Beihil- 
fen zur Hausratbeschaffung und zum Lebens- 
unterhalt aus dem Härtefonds nicht eingerechnet, 
weil deren Auszahlung nicht von der Mittellage 
abhängig gemacht werden kann. 

Zu Nr. 33 (§ 324 LAG) 

Die Ergänzung entspricht der vorgesehenen Klar- 
stellung in § 7 LAG (vgl. Nr. 2). 

Zu Nr. 34 (§ 334 LAG) 

Nach § 162 Abs. 2 Satz 2 der Verwaltungsge- 
richtsordnung kann im Falle des Obsiegens des 
Antragstellers im verwaltungsgerichtlichen Verfah- 
ren das Verwaltungsgericht nachträglich eine Ko- 
stenentscheidung auch über die Vertretungskosten 
vor der Beschwerdeinstanz treffen. In der Praxis 
hatten sich vor allem seit dem Beschluß des Bundes- 
verfassungsgerichts vom 27. Juni 1963 zu § 27 Abs. 
4 des Kriegsgefangenenentschädigungsgesetzes 
Zweifel darüber ergeben, ob die Anwendbarkeit des 
§ 162 Abs. 2 der Verwaltungsgerichtsordnung nicht 
schon aus § 334 Abs. 4 LAG folge oder ob Absatz 2 
dieser Vorschrift dem entgegenstehe. Der Ausschuß 
hielt es deshalb für erforderlich, durch einen ent- 
sprechenden Vorbehalt die Anwendbarkeit der ge- 
nannten Vorschrift der Verwaltungsgerichtsordnung 
ausdrücklich klarzustellen. 


Zu Nr. 35 (§ 348 LAG) 

Der Ausgleichsfonds steht in den nächsten Jahren 
vor der Schwierigkeit, angesichts bestehender Rück- 
zahlungsverpflichtungen, der laufenden Erhöhung 
der sonstigen Ausgaben und der wünschenswerten 
Raffung der Erfüllung der Hauptentschädigung nicht 
über hinreichende Kassenmittel zu verfügen. Um 
dem Ausgleichsfonds im Interesse einer beschleunig- 
ten Abwicklung der Hauptentschädigung in den 
nächsten Jahren weitere Mittel zuzuführen, hält der 
Ausschuß eine verstärkte Tilgung der den Ländern 
gewährten Darlehen für notwendig und auch den 
Ländern gegenüber für vertretbar. 

Zu Nr. 36 (§ 358 LAG) 

Die Änderung ist im Hinblick auf die Neufassung 
des § 249 Abs. 3 LAG (vgl. Nr. 8) erforderlich. 
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Zu Nr. 37 (§ 360 LAG) ! 

In Anlehnung an die Regelung in § 41 Abs. 3 des i 
Feststcllungsgesetzes hält es der Ausschuß zur Ver- j 
moidung von Überzahlungen für notwendig, die | 
Möglichkeit einer vorübergehenden Sperrung laufen- ^ 
der Leistungen im Gesetz ausdrücklich vorzusehen, 
wenn hinreichender Verdacht auf das Vorliegen 
von Ausschließungstatbeständen besteht. Die rechts- 
staatlichen Sicherungen, um Härten oder eine fehler- 
hafte Rechtsanwendung zu vermeiden, sind in vol- 
lem Umfang gewährleistet, weil jede Sperrung selb- 
ständig verwaltungsgerichtlich nachprüfbar ist. 

Zu § 2 (Änderung des Feststellungsgesetzes) 

Zu Nr. f (§ 6 FG) 

Bei der Vorbereitung der Rechtsverordnung zu § 6 
Abs. 4 hat sich ergeben, daß die bisherige Ermäch- 
tigung nicht ausreicht, um die in der Rechtsverord- 
nung notwendigen Bestimmungen zu treffen. Der 
Ausschuß schlägt deshalb eine Erweiterung dieser 
Ermächtigung vor. 

Zu Nr. 2 (§ 13 FG) 

Die Berechnung von Kriegssachschäden an Be- 
triebsvermögen ist nach § 13 Abs. 4 durch einen 
Sdiadenshöchstbetrag begrenzt, der sich aus dem 
Vergleich der Einheitswerte des betroffenen Be- 
triebs auf den 1. Januar 1940 und den 21. Juni 1948 
ergibt. Von seiten der betroffenen Geschädigten 
wird gegen diese Begrenzung seit langem einge- 
wandt, daß sie insbesondere deshalb zu Härten | 
führe, weil die Wertbasis, auf der die beiden maß- 
gebenden Einheitswerte festgestellt worden sind, in 
den Fällen, in denen von der Aufstockungsmöglich- 
keit auf Grund des DM-Bilanz-Gesetzes Gebrauch 
gemacht worden ist, nicht gleich sei; die in vielen 
Fällen hiernach vorgenommene Erhöhung der Werte ' 
führe zu einer nicht gerechtfertigten Kürzung der I 
feststellbaren Schäden. Der Ausschuß schlägt in ! 
Würdigung dieses Einwandes, dessen Berechtigung ; 
er anerkennt, in grundsätzlicher Übereinstimmung : 
mit dem Antrag — Drucksache IV/404 — eine Kür- 
zung des Einheitswertes auf den 21. Juni 1948 um 
30 V. H. vor. Eine solche Kürzung ist allerdings 
nicht gerechtfertigt bei denjenigen Betriebsgrund- i 
stücken, die mit ihrem Einheitswert angesetzt sind, j 
weil dieser ebenfalls auf der Wertbasis von 1935 ; 
festgestellt wurde. 

Zu Nr. 3 und 4 (§§ 17 und 18 FG) 

§ 20 Abs. 2 Nr. 2 FG sieht Zuschläge zu den nach 
§ 20 Abs. 1 maßgebenden Umrechnungssätzen (Um- 
satzsteuerumrechnungssätze) für solche Währungen ■ 
vor, deren Kaufkraft größer war als die Kaufkraft i 
der Reichsmark. Die entsprechenden erhöhten Um- I 
rechnungssätze sind durch die 11. FeststellungsDV ■ 
festgesetzt worden; sie werden auch angewendet 
für die Umrechnung des Werts ausländischer Wert- ■ 
papiere, die im Inland nicht gehandelt worden sind i 
und für die deshalb ein inländischer Steuerkurswert i 
oder amtlicher Kurswert nicht vorhanden ist. Die Er- 
fahrungen der Praxis haben gezeigt, daß dies zu ei- 


ner Benachteiligung derjenigen Fälle führt, in denen 
ausländische Wertpapiere im Inland gehandelt 
worden sind und dafür ein inländischer Steuerkurs- 
wert oder amtlicher Kurswert für die Vermögen- 
steuer-Hauptveranlagung 1940 vorhanden ist. Der 
maßgebende inländische Kurswert ist durch die sei- 
nerzeit geltenden Devisenkurse erheblich beeinflußt. 
Der Ausschuß hält cs deshalb für gerechtfertigt, die 
Korrektur dieser Devisenkurse nach § 20 Abs. 2 FG 
auch auf die inländischen Kurswerte der Wertpa- 
piere auszudehnen. 

Zu Nr. 5 (§ 44 FG) 

Die Ergänzung dient der Anpassung des § 13 
Abs. 6 Nr. 2 an die Verhältnisse in Berlin. 

Zu § 3 (Änderung des Altsparergesetzes) 

Der Ausschuß übernimmt insoweit die Regierungs- 
vorlage. Auch er hält eine Sonderbehandlung der 
Versorgungskassen gegenüber den anderen Geschä- 
digtengruppen nicht mehr für vertretbar. 

Zu § 4 (Änderung des Gesetzes zur Eintührimg von 
Vorschriften des Lastenausgleichsrechts im 
Saarland) 

Die Änderung ist zur Anpassung an die in § 2 
Nr. 2 vorgesehene Neufassung des § 13 Abs. 6 des 
Feststellungsgesetzes erforderlich, Diese Vorschrift 
gilt bisher nicht bei Kriegssachschäden an Betriebs- 
vermögen im Saarland; in Zukunft muß sich ihre 
Nichtanwendung auf § 13 Abs. 6 Nr. 1 beschränken. 

Zu § 5 (Änderung des Gesetzes zu dem Vertrag 
vom 11. Juli 1959 zwischen der Bundesre- 
publik Deutschland und dem Großherzogtum 
Luxemburg) 

Der Ausschuß übernimmt insoweit die Regierungs- 
vorlage. Auch er hält den luxemburgischen V\Aunsch 
für begründet, daß die aus Mitteln des luxembur- 
gischen Staatshaushalts gewährten Härteleistungen 
an Deutsche die nach deutschen Entschädigungs- 
gesetzen zustehenden Ansprüche nicht schmälern, 
sondern den Geschädigten voll zugute kommen 
sollen. 


Zu Artikel TI (Sonstige und Überleitungsvor- 
schriften) 

Zu § 6 (Nichtberücksichtigung südafrikanischer 
Entschädigungszahlungen) 

Die Republik Südafrika gewährt ihren Staatsange- 
hörigen, die im Geltungsbereich des Lastenausgleichs- 
gesetzes Kriegssachschüden erlitten haben, aus 
öffentlichen Mitteln Entschädigungszahlimgen. Die 
südafrikanische Regierung wünscht, daß die Zah- 
lungen den Betroffenen — es handelt sich nur um 
eine sehr geringe Anzahl von Fällen — voll zugute 
kommen sollen. Dem Anliegen wird dadurch ent- 
sprochen, daß die vorgesehenen südafrikanischen 
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Zahlungen sowohl bei der Schadensfeststellung als 
auch bei der Gewährung von Hauptentschädigung 
und Hausratentschäciigung außer Betracht gelassen 
werden. Mit diesem Entgegenkommen wird die Hal- 
tung der Republik Südafrika bei der — autonom 
erfolgten — Herausgabe der Liquidationserlöse aus 
deutschen Vermögenswerten berücksichtigt. In die- 
sem Sonderfall erscheint ein Abweichen von den 
sonst geltenden Anrechnungsvorschriften des La- 
stenausgleichsgesetzes und des Feststellungsgeset- 
zes vertretbar, zumal gleichartige Regelungen im 
Rahmen zweiseitiger Staatsverträge über die Rück- 
gabe deutschen Vermögens schon früher getroffen 
worden sind. 

Zu § 7 (Verfahren zur Durchführung des § 13 Abs. 6 
Nr. 2 des Feststellungsgesetzes) 

Durch die Vorschrift soll sichergestellt werden, 
daß auch die Erhöhung des Schadensbetrags auf- 
grund des § 13 Abs. 6 Nr. 2 des Feststellungsge- 
setzes vom zuständigen Finanzamt gesondert fest- 
gestellt wird und daß diese Feststellung für die 
Ausgleichsbehörden regelmäßig bindend ist (vgl. 
auch § 33 Abs. 4 FG). 

In den Fällen, in denen bisher eine Vermögens- 
abgabeermäßigung nicht gewährt werden konnte, 
wird der Gesamtschadensbetrag ebenfalls vom Fi- 
nanzamt festgestellt. 

Zu § 8 (Überleitungsvorschrift für die Kriegsscha- 
denrente) 

Die Vorschrift des Absatzes 1, die sowohl im In- 
teresse der Geschädigten als auch der Verwaltung 
liegt, soll entsprechend der in früheren Novellen 
getroffenen Regelung sicherstellen, daß Personen, 
die infolge der Verbesserungen dieses Gesetzes 
erstmalig Kriegsschadenrente beantragen können, 
diese vom 1. Juni 1964 ab erhalten, wenn sie in ei- 
ner angemessenen Frist nach Inkrafttreten des Ge- 
setzes Antrag stellen. 

Entsprechend der Fristverlängerung in § 278 a 
Abs. 6 (vgl. Nr. 25 Buchstabe b) wurde auch für diese 
Fälle die Frist für die Einreichung von Anträgen 
auf Unterhaltshilfe wegen Erwerbsunfähigkeit er- 
streckt. 

Wegen der Begründung der Vorschrift des Ab- 
satzes 3 wird auf die Ausführungen zu Nr. 16 Buch- 
stabe d verwiesen. 

Zu § 9 (Kosten im verwaltungsgerichtlichen Ver- 
fahren bei Klaglosstellung) 

Der Ausschuß folgt insoweit der Regierungsvor- 
lage. Wie beim 8. und 14. ÄndG LAG sollen auch 


i in den Fällen, in denen durch Rechtsänderung ein 
i Beteiligter klaglos gestellt wird und damit das Ver- 
fahren vor dem Verwaltungsgericht in der Haupt- 
sache erledigt ist, Gerichtskosten nicht erhoben wer- 
j den. Die außergerichtlichen Kosten werden gegen- 
I einander aufgehoben. In diese Regelung, die auch 
I zahlreichen ähnlichen Regelungen in anderen Ge- 
i setzen entspricht, werden die Rechtsänderungen 
j durch das 16. AndG LAG mit einbozogen. 

i Zu § 10 (Anwendungszeitpunkt) 

i 

i Entsprechend den Vorschriften des § 17 des 
8. ÄndG LAG, des § 13 des 11. ÄndG LAG, des 
§ 13 des 14, ÄndG LAG und des § 6 des 16. ÄndG 
LAG enthält die Bestimmung Vorschriften über den 
Zeitpunkt, von dem ab die Änderungen dieses Ge- 
setzes anzuwenden sind. 

Die Änderungen des Lastenausgleichsgesetzes, 
die sich nicht auf laufende Leistungen beziehen oder 
die die Äbgabenseite betreffen, sollen ebenso wie 
die Änderungen des Feststellungsgesetzes mit Rück- 
wirkung auf das Inkrafttreten des Lastenausgleichs- 
gesetzes angewendet werden. Die Erhöhung der 
Sätze der Unterhaltshilfe und die Verbesserung 
der Entschädigungsrente sind vom 1. Juni 1963 ab 
vorgesehen, weil von diesem Zeitpunkt ab die Ren- 
tenerhöhungen aufgrund des Fünften Rentenanpas- 
sungsgesetzes zu berücksichtigen sind. Die Verbes- 
serungen des Selbständigenzuschlags sowie die 
Anhebungen der Freibeträge, die das Sechste Ren- 
tenanpassungsgesetz berücksichtigen, sollen dage- 
gen erst vom 1. Juni 1964 ab angewendet werden. 

Die Änderung der Regelung über die Zuschüsse 
der öffentlichen Haushalte zur Unterhaltshilfe muß 
auf den Beginn des Haushaltsjahres Rücksicht neh- 
men. Als Anwendungszeitpunkt kam daher frühe- 
stens der 1. Januar 1965 in Betracht. 

In den in Absatz 2 namentlich aufgeführten Fällen 
hält der Ausschuß es für gerechtfertigt, gegenüber 
rückwirkenden Gesetzesänderungen Vertrauens- 
schutz zu gewähren, soweit bereits unanfechtbare 
Entscheidungen vorliegen. 

Soweit sich die Änderung des § 13 Abs. 6 des 
Feststellungsgesetzes auf die Kriegsschadenrente 
auswirkt, ist im Interesse einer übersichtlichen und 
einfachen Regelung ein möglichst gegenwartsnaher 
Anwendungszeitpunkt (1. Juni 1964) bestimmt wor- 
den. 

Die in Absatz 1 nicht besonders aufgeführten Vor- 
schriften dieses Gesetzes sollen von dem Zeitpunkt 
seines Inkrafttretens ab angewendet werden. 


Bonn, den 18. März 1964 


Leukert 

Berichterstatter 
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B. Antrag des Ausschusses 

Der Bundestag wolle beschließen, 

den Entwurf eines Siebzehnten Gesetzes zur Än- 
derung des Lastenausgleichsgesetzes (17. ÄndG LAG) 

— Drucksachen IV/404, IV/1383, IV/1621 — in 
der nachstehenden Fassung anzunehmen. 

Bonn, den 18. März 1964 

Der Ausschuß für den Lastenausgleich 

Kuntscher Leukert 

Vorsitzender Berichterstatter 
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Beschlüsse des 15. Ausschusses 


Entwurf eines Siebzehnten Gesetzes 
zur Änderung des Lastenausgleichsgesetzes 
(17. ÄndG LAG) 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen; 


Artikel I 

Änderung von Gesetzen 

§ 1 

Änderung des Lastenaiisgleichsgesetzes 

Das Lastenausgleichsgesetz vom 14. August 1952 
(Bundesgesetzbl. I S. 446), zuletzt geändert durch 
das Gesetz über Maßnahmen auf dem Gebiete des 
Grundbuchwesens vom 20. Dezember 1963 (Bundes- 
gesetzbl. 1 S. 986), wird wie folgt geändert: 

1. In § 6 Abs. 4 werden in Satz 1 die Worte 
„ , höchstens jedoch in Höhe von 500 Millionen 
Deutsche Mark“ gestrichen. 

2. In § 7 wird an Absatz 1 folgender Satz angefügt: 

„Soweit Kredite zurückgczahlt sind, kann das 
Recht zur Kreditaufnahme bis zum 31. März 1979 
erneut in Anspruch genommen werden.“ 

3. ln § 12 Abs. 1 Nr. 2 werden an Buchstabe d die 

Worte angefügt „sofern ihre Bewertung nach 
§ 4, § 5 Abs. 1 und § 8 des Bewertungsgesetzes 
zulässig war,“. i 

! 

4. In § 41 wird an Absatz 1 nach einem Semikolon 

folgender Halbsatz angefügt: j 

„§ 13 Abs. 6 Nr. 2 des Feststellungsgesetzes ist ' 
nur nach Maßgabe des § 47 h anzuwenden.“ 

5. Nach § 47 a wird folgende Vorschrift eingefügt: ! 

.§47b 

Zusätzliche Berücksichtigung von Kriegssach- 
schäden durch Minderung der Viertcljahrsbe- 
träge für die Zeit vom 1. Juli 1964 I 

bis 31. März 1979 j 

(1) Die nach Berücksichtigung der §§ 47, 47 a, j 
53, 53 a, 55 a bis 55 c und des § 88 Abs. 2 sich : 
ergebenden Vierteljahrsbeträgc (§ 34) werden, j 
soweit sie auf die Zeit vom 1. Juli 1964 bis zum | 
31. März 1979 entfallen, auf Antrag um den in ; 
Salz 2 bezeichneten Minderungsbetrag herabge- ; 


setzt. Minderungsbetrag ist vorbehaltlich des 
Absatzes 2 das Dreifache des Betrags, der sich 
durch Anwendung des bei der Veranlagung an- 
gesetzten Vierteljahrssatzes auf den Betrag er- 
gibt, um den sich der bei der Veranlagung nach 
§ 47 Abs. 2 gewährte Ermäßigungsbetrag er- 
höhen würde, wenn § 13 Abs. 6 Nr. 2 des Fest- 
stellungsgesetzes anzuwenden gewesen wäre. 

(2) Der Minderungsbetrag ist zu kürzen, 
wenn sich durch den nach § 249 Abs. 3 Nr. 3 
vorzunehmenden Abzug seines Zeitwerts ein 
Auszahlungsbetrag der Hauptentschädigung er- 
geben würde, der niedriger ist als ein bereits 
erfüllter Betrag. In diesem Falle ist Minderungs- 
betrag der siebzehnte Teil des Zeitwerts im 
Sinne des § 249 Abs. 3 Nr. 3, bei dessen Abzug 
der Auszahlungsbetrag der Hauptentschädigung 
dem erfüllten Betrag entspricht; dieser Teil des 
Zeitwerts ist vom Ausgleichsamt durch Bescheid 
nach § 335 Abs. 1 Satz 2 fostzustellen. § 47 a 
Abs. 1 Satz 3 und Abs. 2 gilt entsprechend. 

(3) Ist eine Ermäßigung der Vermögensab- 
gabe nach den §§ 47 und 47 a nicht gewährt 
worden, weil die Schadenspunktzahl 30 nicht 
überschritten war (§ 47 Abs. 2 Nr. 1), ist Ab- 
satz 1 entsprechend anzuwenden. 

(4) Der Antrag (Absatz 1 Salz 1) ist bis zum 
31. Dezember 1965 zu stellen. Die Antragsfrist 
ist eine Ausschlußfrist; §§ 86 und 87 der Reichs- 
abgabenordnung finden entsprechende Anwen- 
dung. 

(5) Die Vorschriften der Absätze 1 bis 4 gel- 
ten nur für natürliche Personen. 

(6) § 47 a Abs. 3 gilt sinngemäß.“ 

6. In § 55 c Abs, 3 wird folgender Satz 2 eingefügt; 

„Sind Vierteljahrsbeträge infolge der Anwen- 
dung der §§ 39 bis 47 a nicht zu leisten, so endet 
die Antragsfrist abweichend von Satz 1 erst ein 
Jahr nach der Zustellung des Bescheids über 
die Zuerkennung des Anspruchs auf Hauptent- 
schädigung, frühestens jedoch am 31. Dezember 
1965.“ 

7. In § 113 Abs. 3 Satz 1 und in § 150 Abs. 3 
Satz 1 werden jeweils die Worte „mindestens 
zwei und höchstens vier Wochen“ ersetzt durch 
die Worte „mindestens acht und höchstens zehn 
Wochen“. 
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8. § 249 wird wie folgt geändert: 


10. § 250 wird wie folgt geändert: 


a) Absatz 3 erhält folgende Fassung: 

„(3) Sind im Schadensbetrag (§ 245) enthal- 
tene Schäden auch nach §§ 39 bis 47 b bei 
der Vermögensabgabe berücksichtigt wor- 
den, ist von dem Grundbetrag abzusetzen 

1. der Zeitwert des Betrags, um den 
die Vermögensabgabe nach §§ 39 
bis 47 ermäßigt worden ist, 

2. das Dreiunddreißigfache des Be- 
trags, um den der ursprüngliche 
Vierteljahrsbetrag der Vermögens- 
abgabe nach § 47 a herabgesetzt 
worden ist, und 

3. das Siebzehnfache des Betrags, um 
den der Vierteljahrsbetrag der Ver- 
mögensabgabe nach § 47 b gemin- 
dert worden ist. 


Als Zeitwert im Sinne der Nummer 1 ist der 
Ermäßigungsbetrag nach §§ 39 bis 47 anzu- 
setzen bei einem Vierteljahrssatz 


von 1 vom Hundert 
von 1,1 vom Hundert 
von 1,2 vom Hundert 
von 1,25 vom Hundert 
von 1,3 vom Hundert 
von 1,4 vom Hundert 
von 1,5 vom Hundert 
von 1,6 vom Hundert 
von 1,7 vom Hundert 


mit 50 vom Hundert, 
mit 54 vom Hundert, 
mit 58 vom Hundert, 
mit 60 vom Hundert, 
mit 62 vom Hundert, 
mit 66 vom Hundert, 
mit 71 vom Hundert, 
mit 75 vom Hundert, 
mit 79 vom Hundert. 


b) In Absatz 5 Nr. 2 werden die Worte „und 
nach § 47 a" ersetzt durch die Worte „sowie 
nach §§ 47 a und 47 b". 


9. In § 249 a Abs. 2 wird Satz 1 durch folgende 
Sätze 1 und 2 ersetzt: 


a) Die Überschrift erhält folgende Fassung: 

„Zuerkennung des Anspruchs 
und Zinszuschlag" 

b) Folgende Absätze 3 und 4 werden angefügt: 

„(3) Zu dem zuerkannten Endgrundbetrag 
tritt ein Zinszuschlag von 1 vom Hundert 
für jedes angefangene Vierteljahr; der Zins- 
zuschlag ist vorbehaltlich des Absatzes 4 
vom 1. Januar 1953 ab zu gewähren. 

(4) In den Fällen des § 11 Abs. 2 Nr. 3 
und des § 12 Abs. 7 Satz 2 ist der Zinszu- 
schlag insoweit, als der zuerkannte End- 
grundbetrag auf tatsächlich nach dem 31. De- 
zember 1952 eingetretenen Vertreibungs- 
schäden beruht, vom Beginn des Vierteljah- 
res ab zu gewähren, in dem diese Schäden 
nach § 12 Abs. 11 als eingetreten gelten. 
Treffen tatsächlich vor dem 1. Januar 1953 
eingetretene Vertreibungsschäden mit tat- 
sächlich nach dem 31. Dezember 1952 einge- 
tretenen Vertreibungsschäden zusammen, ist 
der zuerkannte Endgrundbetrag für die Be- 
rechnung des Zinszuschlags vorbehaltlich 
des Satzes 3 in dem Verhältnis aufzuteilen, 
in dem die Schadensbeträge zueinander ste- 
hen. Ein im Endgrundbetrag enthaltener 
Sparerzuschlag nach § 249 a ist im Falle des 
Satzes 2 dem Teil des Endgrundbetrags zu- 
zurechnen, der sich auf Schäden bezieht, die 
im gleichen Zeitraum wie die Schäden an 
Sparanlagen eingetreten sind; sind Schäden 
an Sparanlagen sowohl vor dem 1. Januar 
1953 als auch nach dem 31. Dezember 1952 
eingetreten, ist der Sparerzuschlag in dem 
Verhältnis aufzuteilen, in dem die nach 
§ 249 a Abs. 1 und 2 für die einzelnen Schä- 
den sich ergebenden Teilbeträge des Sparer- 
zuschlags zueinander stehen." 

11. In § 251 erhält Absatz 1 folgende Fassung: 


„Der Sparerzuschlag erhöht sich, soweit die 
Sparanlagen dem unmittelbar Geschädigten 
oder einem Rechtsvorgänger (§ 3 des Altsparer- 
gesetzes) schon bei Beginn des 1. Januar 1940 
zugestanden haben, um einen Altsparerzu- 
schlag. Dieser beträgt bei Sparanlagen, die 
nach den im Geltungsbereich des Grundgeset- 
zes geltenden Umstellungsvorschriften im Ver- 
hältnis 100 zu 10 umzustellen gewesen wären, 
10 vom Hundert, bei Sparanlagen, die im Ver- 
hältnis 100 zu 6,5 umzustellen gewesen wären, 
13,5 vom Hundert des Nennbetrags der Spar- 
anlage am 1. Januar 1940; bei Sparanlagen in 
solchen Währungen, für welche in der zu § 245 
vorgesehenen Rechtsverordnung eine Regelung 
getroffen wird, ist der Altsparerzuschlag mit 
demjenigen Hundertsatz des nach § 20 des Fest- 
stellungsgesetzes umgerechneten Nennbetrags 
der Sparanlage am 1. Januar 1940 anzusetzen, 
der nach Abzug des in der Rechtsverordnung 
bestimmten Umstellungssatzes von der Zahl 20 
verbleibt." 


„(1) Der Anspruch auf Hauptentschädigung 
wird, vorbehaltlich der §§ 278 a, 283 und 283 a, 
in Höhe des Betrags erfüllt, der sich durch Hin- 
zurechnung des Zinszuschlags zum zuerkannten 
Endgrundbetrag ergibt (Auszahlungsbetrag)." 

12. In § 252 Abs. 2 wird das Zitat „§ 251 Abs. 1" 
ersetzt durch das Zitat „§ 250 Abs. 3 und 4". 

13. In § 264 werden die Worte „vorbehaltlich des 
§ 273 Abs. 5 und des § 282 Abs. 4" ersetzt 
durch die Worte „vorbehaltlich des § 273 Abs. 5 
und 6, des § 282 Abs. 4 und des § 284 Abs. 2". 

14. § 265 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 4 erhält folgende Fassung: 

„ (4) Erwerbsunfähigkeit im Sinne des 
Absatzes 1 muß, vorbehaltlich des § 273 
Abs. 5 und 6, des § 282 Abs. 4 und des 
§ 284 Abs. 2, spätestens ein Jahr nach dem 
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Inkrafttreten dieses Gesetzes, bei späterer 
Aufenthaltnahme im Geltungsbereich des 
Grundgesetzes oder in Berlin (West) nach 
§ 230 Abs. 2 Nr. 1 im Zeitpunkt der Auf- 
enthaltnahme Vorgelegen haben. Antrag 
auf Kriegsschadenrente wegen Erwerbsun- 
fähigkeit im Sinne der Absätze 1 bis 3 
kann nur bis zum 31. Dezember 1955, in 
den Fällen des § 273 Abs. 5 und 6, des § 282 
Abs. 4 und des § 284 Abs. 2 bis zum 31. De- 
zember 1965 gestellt werden. Von Personen, 
die nach § 230 Abs. 2 antragsberechtigt sind 
und später als ein Jahr vor Ablauf der 
nach Satz 2 jeweils maßgebenden Antrags- 
frist ständigen Aufenthalt im Geltungsbereich 
des Grundgesetzes oder in Berlin (West) 
genommen haben, kann Antrag auf Kriegs- 
schadenrente innerhalb eines Jahres vom Be- 
ginn des Monats ab gestellt werden, der auf 
die Aufenthaltnahme im Geltungsbereich des 
Grundgesetzes oder in Berlin (West) folgt." 

b) In Absatz 5 erhält Satz 4 folgende Fassung: 

„Die Obergutachten werden nach dem Ge- 
setz über die Entschädigung von Zeugen 
und Sachverständigen entschädigt." 

15. In § 266 Abs. 3 erhält der erste Halbsatz 
folgende Fassung: 

„Schäden durch Verlust der beruflichen oder 
sonstigen Existenzgrundlage werden für die 
Anwendung des § 269 Abs. 3 und des § 273 
Abs. 5 sowie für Zwecke der Entschädigungs- 
rente dem Grunde und der Höhe nach, im üb- 
rigen für Zwecke der Unterhaltshilfe nur dem 
Grunde nach festgestellt;". 


oder Kinder (Absatz 1 Nr. 2) beziehen, 
wird je Vollwaise oder Kind monatlich 
ein Freibetrag in Höhe dieser Renten- 
leistungen gewährt, höchstens jedoch in 
Höhe von 20 Deutsche Mark, für das 
zweite und jedes weitere Kind bis zur 
Höhe des Betrags, der dem Satz des 
Kindergeldes entspricht; der Freibetrag 
entfällt, soweit für die Vollwaise oder 
das Kind ein Freibetrag nach Nummer 2 
gewährt wird." 

e) In Absatz 2 Nr. 6 Satz 1 wird die Zahl 
„34" durch die Zahl „41", die Zahl „25" 
durch die Zahl „30" und die Zahl „13" 
durch die Zahl „15" ersetzt. 

f) In Absatz 2 wird Nummer 7 durch die fol- 
genden Nummern 7 und 8 ersetzt: 

„7. Für Einkünfte aus Vermietung und 
Verpachtung wird ein Freibetrag in 
Höhe von 40 Deutsche Mark monatlich, 
höchstens jedoch in Höhe dieser Ein- 
künfte gewährt. 

8. Für Einkünfte aus Kapitalvermögen 
wird ein Freibetrag in Höhe von 30 
Deutsche Mark monatlich, höchstens 
jedoch in Höhe dieser Einkünfte ge- 
währt. Die nach § 252 Abs. 2 ausge- 
zahlten Zinszuschläge gelten nicht als 
Einkünfte." 

17. In § 268 werden die Worte „6000 Deutsche 
Mark" jeweils durch die Worte „12 000 Deutsche 
Mark" und die Worte „von 5 Jahren" durch die 
Worte „von 10 Jahren" ersetzt. 


16. § 267 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 wird die Zahl „155" durch dU 
Zahl „175", die Zahl „85" durch die Zahl 
„105", die Zahl „49" durch die Zahl „60" 
und die Zahl „15" durch die Zahl „25" er- 
setzt. 


18. § 269 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 wird die Zahl „155" durch die 
Zahl „175", in Absatz 2 die Zahl „85" durch 
die Zahl „105" und die Zahl „49" durch die 
Zahl „60" ersetzt. 

b) In Absatz 3 erhält Satz 2 folgende Fassung: 


b) In Absatz 2 Nr. 2 Buchstabe b wird die 
Zahl „34" durch die Zahl „41", die Zahl 
„40" durch die Zahl „47" und die Zahl „50" 
durch die Zahl „57" ersetzt. 

c) In Absatz 2 wird an Nummer 3 folgender 
Satz angefügt: 

„Einkünfte, die bis zu dem Zeitpunkt, in 
dem über die Zuerkennung der Unterhalts- 
hilfe entschieden wird, unter nachhaltiger 
Schädigung der Gesundheit erzielt worden 
sind, werden nicht angesetzt." 

1 

d) In Absatz 2 erhält Nr. 5 folgende Fassung: j 

„5. Zulagen für Kinder, insbesondere Kin- 
dergeld, Kinderzuschlag und Kinder- 
zuschuß, gelten nicht als Einkünfte, so- 
weit sie den Zuschlag nach Absatz 1 
Nr. 2 übersteigen. Für Rentenleistun- 
gen, die Vollwaisen (§ 265 Abs. 3) 


„Der Selbständigenzuschlag beträgt 


bei einem 
Endgrundbetrag 
der Haupt- 
entschädigung 


bei Durchschnitts- 
jahreseinkünften 
aus selbständiger 
Erwerbstätigkeit 
nach § 239 


monatlich 



— 


bis 

4 000 

RM 

30 

DM 

bis 

4 600 

DM 

bis 

5 200 

RM 

45 

DM 

bis 

5 600 

DM 

bis 

6 500 

RM 

60 

DM 

bis 

7 600 

DM 

bis 

9 000 

RM 

75 

DM 

bis 

9 600 

DM 

bis 

12 000 

RM 

85 

DM 

über 

9 600 

DM 

über 

12 000 

RM 

100 

DM. 


c) In Absatz 3 Satz 4 wird die Zahl „7" durch 
die Zahl „14", die Zahl „5" durch die Zahl 
„10" und die Zahl „3" durch die Zahl „5" 
ersetzt. 
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19, § 270 wird wie folgt geändert: 

a) An Absatz 1 wird folgender Satz angefügt: 

„Sinkt der Freibetrag nach § 267 Abs. 2 
Nr. 2 Buchstabe d, weil sich die Elternrente 
infolge der Gewährung oder Erhöhung an- 
derer Einkünfte verringert hat, so sind die 
anzurechnenden Einkünfte um denjenigen 
Betrag zu kürzen, um den die Summe der 
Einkünfte nach Absatz 2 und der Unterhalts- 
hilfe wegen des Absinkens des Freibetrags 
hinter den vorherigen Gesamteinkünften 
Zurückbleiben würde; die Kürzung der an- 
zurechnenden Einkünfte entfällt, sobald und 
soweit eine Erhöhung der Gesamteinkünfte 
eintritt." 

b) In Absatz 2 werden die Worte „6 und 7" er- 
setzt durch die Worte „6, 7 und 8". 

20. § 273 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 5 wird wie folgt geändert: 

aa) In Satz 1 werden die Worte „am 31. De- 
zember 1962" ersetzt durch die Worte 
„am 31. Dezember 1964". 

bb) An Nummer 2 wird folgender Satz 3 an- 
gefügt: 

„Der Zuerkennung eines Anspruchs auf 
Hauptentschädigung mit einem End- 
grundbetrag von mindestens 3600 Deut- 
sche Mark steht es gleich, wenn ein 
Schaden durch Verlust der beruflichen 
oder sonstigen Existenzgrundlage mit 
Durchschnittsjahreseinkünften aus selb- 
ständiger Erwerbstätigkeit von minde- 
stens 2000 Reichsmark nach § 239 fest- 
gestellt ist; diese Voraussetzung gilt 
auch dann als erfüllt, wenn neben der 
selbständigen Erwerbstätigkeit eine an- 
dere bezahlte Tätigkeit nicht oder nur 
in geringem Umfang ausgeübt und der 
Lebensunterhalt nicht oder nur unwe- 
sentlich aus anderen Einkünften mit be- 
stritten wurde." 

cc) Der zweite Halbsatz des letzten Satzes 
wird durch folgenden Satz ersetzt: 

„Die Unterhaltshilfe wird in entspre- 
chender Anwendung der Vorschriften 
über die Unterhaltshilfe auf Lebenszeit 
gewährt, wenn der Endgrundbetrag der 
Hauptentschädigung (Nummer 2 Sätze 1 
und 2) 5600 Deutsche Mark erreicht 
oder wenn ihm Schäden an Vermögen 
zugrunde liegen, auf dem die Existenz- 
grundlage (Nummer 1) beruhte, oder 
wenn die Voraussetzung der Nummer 2 
Satz 3 vorliegt." 

b) Folgender Absatz 6 wird angefügt: 

„(6) In den Fällen des § 284 Abs. 2 Satz 2 
wird Unterhaltshilfe in entsprechender An- 
wendung der Vorschriften über die Unter- 
haltshilfe auf Lebenszeit gewährt." 


21. In § 274 Abs. 2 werden die Worte „und eines 
gleichen Betrags als Zuschlag" ersetzt durch die 
Worte „und eines Zuschlags in Höhe von 130 
vom Hundert". 

22. In § 275 Abs. 1 wird die Zahl „80" ersetzt durch 
die Zahl „90". 

23. In § 276 Abs. 4 Satz 5 wird die Zahl „60" er- 
setzt durch die Zahl „69". 

24. An § 277 wird folgender Absatz 5 angefügt: 

„(5) Das Sterbegeld ist auf vergleichbare Lei- 
stungen nicht anzurechnen." 

25. § 278 a wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 3 wird das Zitat „§ 251 Abs. 1" 
ersetzt durch das Zitat „§ 250 Abs. 3 und 4". 

b) Im letzten Satz des Absatzes 6 wird das 
Datum „30. Juni 1963" ersetzt durch das 
Datum „31. Dezember 1964". 

26. In § 279 Abs. 1 werden ersetzt 

a) in Satz 1 die Zahl „400" durch die Zahl „420", 

b) in Satz 2 die Zahl „150" durch die Zahl 
„170" und die Zahl „55" durch die Zahl „66", 

c) in Satz 4 die Zahl „600" durch die Zahl „620", 
die Zahl „200" durch die Zahl „220" und 
die Zahl „100" durch die Zahl „111". 

27. In § 280 Abs. 4 werden die Worte „6 und 7" 
ersetzt durch die Worte „6, 7 und 8". 

28. In § 282 Abs. 4 Satz 3 werden die Worte 
„31. Dezember 1962" ersetzt durch die Worte 
„31. Dezember 1964". 

29. § 284 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 wird die Zahl „45" durch die 
Zahl „50", die Zahl „60" durch die Zahl „70", 
die Zahl „75" durch die Zahl „85" und die 
Zahl „90" durch die Zahl „100" ersetzt. 

b) Absatz 2 wird wie folgt geändert: 

aa) Nummer 2 wird gestrichen; Nummer 3 
wird Nummer 2. 

bb) Folgender Satz wird angefügt: 

„In den Fällen des Satzes 1 wird Ent- 
schädigungsrente auch dann gewährt, 
wenn der Geschädigte nach dem 
31. Dezember 1889 (eine Frau nach dem 
31. Dezember 1894), aber vor dem 
1. Januar 1900 (eine Frau vor dem 
1. Januar 1905) geboren oder spätestens 
am 31. Dezember 1964 erwerbsunfähig 
im Sinne des § 265 Abs. 1 geworden 
ist." 
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30. In § 292 Abs. 2 Nr. 1, Abs. 3 Satz 2 und Abs. 4 
Nr. 1 wird jeweils die Zahl ,,60" ersetzt durch 
die Zahl „69". 

31. In § 301 a erhält Absatz 3 folgende Fassung: 

„(3) Nach näherer Maßgabe der in §301 j 
Abs. 4 vorgesehenen Rechtsverordnung werden 
an die in Absatz 1 genannten Personen unter 
den Voraussetzungen der §§ 264, 265 und 282 
Abs. 4 besondere laufende Beihilfen gev/ährt, 
wenn diese Personen Einkünfte von mehr als 
4000 Reichsmark jährlich oder Vermögen von 
mindestens 2000 Reichsmark verloren haben. 
Dabei ist der in § 279 Abs. 1 Sätze 1 bis 3 be- 
stimmte Einkommenshöchstbetrag zugrunde 
zu legen. Die besonderen laufenden Beihilfen 
sind unter Berücksichtigung des Umfangs der 
Verluste in Anlehnung an die Grundsätze des 
§ 284 mit Pauschbeträgen festzulegen und unter- 
schiedlich danach zu bemessen, ob sie neben 
einer Beihilfe zum Lebensunterhalt oder allein 
gewährt werden. In der Rechtsverordnung ist 
ferner zu regeln, wie der Umfang des Verlusts 
zu ermitteln ist; dabei ist für Vermögensver- 
luste von den Grundsätzen des Zweiten Ab- 
schnitts des Feststellungsgesetzes sowie der 
§§ 243, 245 dieses Gesetzes, für verlorene Ein- 
künfte von den Grundsätzen des § 239 auszu- 
gehen. Nach dem 31. Dezember 1944 bezogene 
Einkünfte sind außer Betracht zu lassen; das 
gleiche gilt für nach diesem Zeitpunkt erwor- 
bene Wirtschaftsgüter, wenn sie nicht im Erb- j 
gang oder im Wege der vorwieggenommenen 
Erbfolge erworben worden sind." 

32. § 323 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 werden die Sätze 3 und 4 
durch folgenden Satz 3 ersetzt: 

„Im Rechnungsjahr 1965 wird zusätzlich ein 
einmaliger Betrag von 200 Millionen Deut- 
sche Mark bereitgestellt." 

b) In Absatz 4 werden jeweils vor den Worten 
„bis zum 31. Dezember 1965" die Worte ein- 
gefügt „vorbehaltlich des Absatzes 8"; fer- 
ner werden die Worte „Aussiedler (§ 11 
Abs. 2 Nr. 3) und Sowjetzonenflüchtlinge 
(§ 3 BVFG), die nach dem 31. Dezember 1956 
ihren ständigen Aufenthalt im Geltungsbe- 
reich des Grundgesetzes einschließlich Ber- 
lin (West) genommen haben" ersetzt durch 
die Worte „Personen, die nach dem 31. De- 
zember 1956 dadurch antragsberechtigt wur- 
den, daß sie ihren ständigen Aufenthalt im 
Geltungsbereich des Grundgesetzes ein- | 
schließlich Berlin (West) genommen haben", j 

c) Folgender Absatz 8 wird angefügt: 

„(8) Vom 1. Januar 1966 ab können Mittel 
bereitgestellt werden 

1. für die Gewährung von Aufbau- i 
dariehen (§ 254), Ausbildungshilfe | 
(§ 302) und Beihilfen zur Beschaf- i 


fung von Hausrat und Wohnraum 
sowie zum Existenzaufbau aus dem 
Härtefonds (§§ 301, 301 a) an Per- 
sonen, die in den letzten fünf Ka- 
lenderjahren vor Antragstellung 
nach §§ 230, 301, 301 a antragsbe- 
rechtigt geworden sind, 

2. für die Gewährung von Ausbil- 
dungshilfe in Fällen, in denen die 
Ausbildung vor dem 1. April 1963, 
bei den in Absatz 4 Satz 3 ge- 
nannten Personen vor dem 1. Ja- 
nuar 1966, begonnen hatte, 

3. für die Gewährung von Beihilfen 
zum Lebensunterhalt aus dem 
Härtefonds (§§ 301, 301 a). 

Der für die bezeichneten Leistungen, mit 
Ausnahme der Beihilfen zur Beschaffung 
von Hausrat und zum Lebensunterhalt aus 
dem Härtefonds, jährlich bereitzustellende 
Betrag darf insgesamt 80 Millionen Deutsche 
Mark nicht übersteigen." 

33. In § 324 wird an Absatz 4 folgender Satz ange- 
fügt: 

„Soweit Kredite zurückgezahlt sind, kann die 
Ermächtigung bis zum 31. März 1979 erneut in 
Anspruch genommen werden." 

34. In § 334 Abs. 2 erhält der zweite Halbsatz des 
Satzes 1 folgende Fassung: 

„die Kosten einer Vertretung trägt, vorbehalt- 
lich des § 162 Abs. 2 Satz 2 der Verwaltungs- 
gerichtsordnung, der Antragsteller." 

35. In § 348 Abs. 2 Satz 1 werden die Worte „in 
den Rechnungsjahren 1957 bis 1966 mit 2 vom 
Hundert" ersetzt durch die Worte „in den Rech- 
nungsjahren 1957 bis 1964 mit 2 vom Hundert, 
in den Rechnungsjahren 1965 und 1966 mit 4 
vom Hundert". 

36. In § 358 Nr. 2 wird das Zitat „§ 249 Abs. 3 
Satz 1" ersetzt durch das Zitat „§ 249 Abs. 3 
Satz 2". 

37. ' § 360 wird wie folgt geändert: 

a) Folgender Absatz 3 wird eingefügt: 

„(3) Besteht hinreichender Verdacht, daß 
die Voraussetzungen für eine Ausschließung 
nach Absatz 1 vorliegen, kann nach Stellung 
des Antrags auf Ausschließung die Zahlung 
laufender Leistungen vom Leiter des Aus- 
gleichsamts durch Bescheid vorübergehend 
gesperrt werden, bis über die Ausschließung 
entschieden ist. Die Zahlung ist zu sperren, 
wenn der Vertreter der Interessen des Aus- 
gleichsfonds dies beantragt. Für das Ver- 
fahren gilt § 343 Abs. 2." 

b) Der bisherige Absatz 3 wird Absatz 4. 
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§ 2 

Änderung des Feststellungsgesetzes 

Das Feststellungsgesetz in der Fassung vom 
14. August 1952 (Bundesgesetzbl. I S. 534), zuletzt 
geändert durch das Vierzehnte Gesetz zur Ände- 
rung des Lastenausgleichsgesetzes vom 26. Juni 
1961 (Bundesgesetzbl. I S. 785), wird wie folgt ge- 
ändert; 

1. In § 6 Abs. 4 erhält Satz 2 folgende Fassung: 

„Hierbei kann Näheres über die Abgrenzung des 
Begriffs der Familienstiftung und des Kreises der 
Beteiligten sowie über die Schadensberechnung 
in Zweifelsfällen und über das Verfahren be- 
stimmt werden.“ 

2. In § 13 erhält Absatz 6 folgende Fassung; 

„(6) Der für die Berechnung des Schadens- 
höchstbetrags nach Absatz 4 maßgebende End- 
vergleichswert ist zu kürzen 

1. auf Antrag 

a) um den Betrag, um den die ver- 
anlagte Kreditgewinnabgabe nach 
dem Lastenausgleichsgesetz den 
dafür nach § 206 Nr. 2 des Lasten- 
ausgleichsgesetzes bei der Einheits- 
wertfeststellung abgezogenen Be- 
trag übersteigt, 

b) um neun Zehntel der nachträglich 
im Verhältnis von einer Reichs- 
mark zu einer Deutschen Mark 
umgestellten Verbindlichkeiten, 
die im Endvergleichswert entspre- 
chend einem Umstellungsverhält- 
nis von zehn Reichsmark zu einer 
Deutschen Mark nur mit einem 
Zehntel berücksichtigt worden 
sind, soweit es sich um Schuldver- 
hältnisse zwischen Verwandten in 
gerader Linie, zwischen Schwie- 
gereltern und Schwiegerkindern, 
zwischen Stiefeltern und Stiefkin- 
dern oder zwischen Pflegeeltern 
und Pflegekindern handelt, 

c) bei Grundstücken, die in die DM- 
Eröffnungsbilanz aufgenommen 
worden sind, obgleich sie nicht Be- 
triebsgrundstücke im Sinne des 
§ 57 des Bewertungsgesetzes sind, 
und bei denen der Unterschiedsbe- 
trag zwischen dem Einheitswert 
und dem Wertansatz in üer DM- 
Eröffnungsbilanz als besonderer 
Posten „Mehrwert des Grund- 
stücks" angesetzt worden ist, um 
den Betrag dieses besonderen 
Postens; 

2. um 30 vom Hundert des nach Anwen- 
dung der Nummer 1 verbleibenden 
Betrags; soweit der nach Anwendung 


der Nummer 1 verbleibende Betrag 
auf Betriebsgrundstücke entfällt, ist 
er höchstens um denjenigen Betrag 
zu kürzen, um den der in ihm enthal- 
tene Wert dieser Grundstücke deren 
Einheitswert übersteigt." 

3. In § 17 werden an Absatz 2 folgende Sätze an- 
gefügt; 

„Bei Zertifikaten über die Lieferung von Wert- 
papieren ist der Wert der zugrunde liegenden 
Forderung anzusetzen. Lautet eine Forderung auf 
eine andere Währung als Reichsmark und be- 
steht für das Wertpapier, in dem sie verbrieft 
ist, ein Steuerkurswert oder ein inländischer 
amtlicher Kurswert, so ist dieser Wert um den 
gleichen Hundertsatz zu erhöhen, um den ein für 
die betreffende Währung nach § 20 Abs. 2 Nr. 2 
festgesetzter Umrechnungssatz den nach § 20 
Abs. 1 maßgebenden Umrechnungssatz über- 
steigt." 

4. In § 18 werden an Absatz 1 folgende Sätze an- 
gefügt: 

„Bei Zertifikaten über die Lieferung von Wert- 
papieren ist der Wert des zugrunde liegenden 
Anteilsrechts anzusetzen. § 17 Abs. 2 Satz 3 ist 
entsprechend anzuwenden." 

5. § 44 wird wie folgt geändert: 

a) Folgende Nummer 4 wird eingefügt: 

,4. In § 13 Abs. 6 Nr. 2 werden nach den 
Worten „deren Einheitswert" die Worte 
eingefügt „oder deren nach Absatz 1 
Satz 2 maßgebenden Wert".' 

b) Die bisherigen Nummern 4 und 5 werden 
Nummern 5 und 6. 

§ 3 

Änderung des Altsparergesetzes 

In § 4 Abs. 6 Satz 1 des Altsparergesetzes in der 
Fassung vom 1. April 1959 (Bundesgesetzbl. I 
S. 169), geändert durch das Zwölfte Gesetz zur Än- 
derung des Lastenausgleichsgesetzes vom 29. Juli 
1960 (Bundesgesetzbl. I S. 613), werden die Worte 
„die im Zeitpunkt der Einführung der Deutschen 
Mark den Sitz im Geltungsbereich dieses Gesetzes 
gehabt haben" gestrichen. 


§ 4 

Änderung des Gesetzes zur Einführung 
von Vorschriften des Lastenausgleichsrechts 
im Saarland 

In § 8 des Gesetzes zur Einführung von Vorschrif- 
ten des Lastenausgleichsrechts im Saarland vom 
30. Juli 1960 (Bundesgesetzbl. I S. 637), zuletzt ge- 
ändert durch das Sechzehnte Gesetz zur Änderung 
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des Lastenausgleichsgesetzes vom 23. Mai 1963 
(Bundesgesetzbl. I S. 360), werden im drittletzten 
Satz des Absatzes 2 nach den Worten „Abs. 6'' die 
Worte „Nr. 1" eingefügt. 

§ 5 

Änderung des Gesetzes 
zu dem Vertrag vom 11. Juli 1959 
zwischen der Bundesrepublik Deutschland 
und dem Großherzogtum Luxemburg 

Nach Artikel 2 des Gesetzes zu dem Vertrag vom 
11. Juli 1959 zwischen der Bundesrepublik Deutsch- 
land und dem Großherzogtum Luxemburg vom 
8. August 1960 (Bundesgesetzbl. II S. 2077) wird 
folgende Vorschrift eingefügt: 

„Artikel 2 a 

Geldleistungen, die das Großherzogtum Luxem- 
burg aus Haushaltsmitteln nach Nummer 3 des 10. 
Notenwechsels betreffend beschlagnahmtes deut- 
sches Vermögen gewährt, mindern bei Anwendung 
von Vorschriften des Lastenausgleichsrechts und der 
in § 3 Abs. 1 Nr. 1 und 2 des Allgemeinen Kriegs- 
folgengesetzes vom 5. November 1957 (Bundesge- 
setzbl. I S. 1747) vorbehaltenen Regelung weder den 
Schaden noch die Entschädigung." 


Artikel II 

Sonstige und Überleitungsvorschriften 

§ 6 

Nichtberücksichtigung 
südafrikanischer Entschädigungszahlungen 

Auf Zahlungen, die südafrikanische Staatsange- 
hörige für ihre im Geltungsbereich des Lastenaus- 
gleichsgesetzes entstandenen Kriegssachschäden aus 
südafrikanischen Haushaltsmitteln erhalten, sind 
§ 8 Abs. 2 Nr. 4 des Feststellungsgesetzes sowie 
§ 249 Abs. 2 und § 296 Abs. 1 des Lastenausgleichs- 
gesetzes nicht anzuwenden. 

§ 7 

Verfahren zur Durchführung des § 13 Abs. 6 Nr. 2 
des Feststellungsgesetzes 

(1) Die auf Grund des § 13 Abs. 6 Nr. 2 des Fest- 
stellungsgesetzes in der Fassung des § 2 dieses Ge- 
setzes sich ergebende Erhöhung des Schadensbetrags 
wird von dem Finanzamt in den Fällen gesondert 
festgestellt, in denen die von ihm bei der Veranla- 
gung der Vermögensabgabe getroffene Schadens- 
berechnung für die Schadensfeststellung bindend 
war (§ 33 Abs. 4 des Feststellungsgesetzes und § 48 
Abs. 2 der 10. AbgabenDV-LA vom 28. Juni 1954, 
Bundesgesetzbl. I S. 161) und in denen ein Antrag 
nach § 47 b des Lastenausgleichsgesetzes gestellt 
worden ist. Die §§ 41 und 42 des Lastenausgleichs- 


gesetzes sind anzuwenden; § 46 der 10. Abga- 
benDV-LA gilt entsprechend. 

(2) Absatz 1 gilt in den Fällen des § 47 b Abs. 3 
des Lastenausgleichsgesetzes mit der Maßgabe, daß 
der unter Berücksichtigung des § 13 Abs. 6 Nr. 2 
des Feststellungsgesetzes sich ergebende gesamte 
Schadensbetrag festzustellen ist. 

(3) Für das Feststellungsverfahren nach den Ab- 
sätzen 1 und 2 gelten die Vorschriften der Reichs- 
abgabenordnung. 

(4) Die Feststellung nach den Absätzen 1 und 2 
ist im Verfahren nach dem Feststellungsgesetz bin- 
dend. 

§ 8 

Überleitungsvorschrift 
für die Kriegsschadenrente 

(1) An Personen, die erst auf Grund dieses Ge- 
setzes Kriegsschadenrente beantragen können, wird 
bei Antragstellung bis zum 31. Dezember 1964 
Kriegsschadenrente abweichend von § 287 des 
Lastenausgleichsgesetzes mit Wirkung vom 1. Juni 
1964 ab gewährt, frühestens jedoch von dem Ersten 
des Monats ab, in dem die Voraussetzungen für die 
Gewährung der Kriegsschadenrente eingetreten 
sind. 

(2) Von Personen, die erst auf Grund des § 278 a 
Abs. 6 des Lastenausgleichsgesetzes in der Fassung 
des Vierzehnten Gesetzes zur Änderung des Lasten- 
ausgleichsgesetzes vom 26. Juni 1961 (Bundesge- 
setzbl. I S. 785) und des § 1 Nr. 25 dieses Gesetzes 
Unterhaltshilfe beantragen können, kann Antrag 
auf Unterhaltshilfe wegen Erwerbsunfähigkeit (§ 265 
LAG) noch bis zum 31. Dezember 1964 gestellt wer- 
den. 

(3) Soweit und solange der in der Unterhalts- 
hilfe enthaltene Gesamtbetrag der Zuschläge für 
Kinder abzüglich der auf die Unterhaltshilfe ange- 
rechneten Rentenleistungen von Kindern und Zu- 
lagen für Kinder infolge der Änderung des § 267 
Abs. 2 Nr. 5 des Lastenausgleichsgesetzes durch § 1 
Nr. 16 Buchstabe d dieses Gesetzes hinter dem ent- 
sprechenden Betrag für den Monat Mai 1963 zu- 
rückbleibt, wird der Unterschiedsbetrag als Aus- 
gleichszulage gewährt. 

§ 9 

Kosten im verwaltungsgerichtlichen Verfahren 
bei Klaglosstellung 

Soweit ein Beteiligter während eines im Zeitpunkt 
des Inkrafttretens des Sechzehnten Gesetzes zur 
Änderung des Lastenausgleichsgesetzes vom 23. Mai 
1963 (Bundesgesetzbl. I S. 360) oder dieses Gesetzes 
anhängigen verwaltungsgerichtlichen Verfahrens 
über die Schadensfeststellung oder die Gewährung 
von Ausgleichsleistungen dadurch klaglos gestellt 
wird, daß in Durchführung dieser Gesetze ein Be- 
scheid zu seinen Gunsten erlassen wird, oder wenn 
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ein Beteiligter wegen eines solchen Bescheids ein 
Rechtsmittel zurücknimmt, werden GerichtskOiSten 
nicht erhoben; außergerichtliche Kosten werden 
gegeneinander aufgehoben. Bis zum Inkrafttreten 
dieses Gesetzes rechtskräftig gewordene Kostenent- 
scheidungen bleiben unberührt. 

§ 10 

Anwendungszeitpunkt 

(1) Von den Vorschriften dieses Gesetzes sind 
anzuwenden: 

1. § 1 Nr. 2 bis 5, 8 bis 11, 24, 25 Buch- 
stabe a, Nr. 33, 36 und 37 sowie §§ 2 und 
6 mit Wirkung vom Inkrafttreten des 
Lastenausgleichsgesetzes (§ 375) ab, 

2. § 1 Nr. 16 Buchstaben a, c und d, Nr, 17, 
18 Buchstabe a, Nr. 21 bis 23, 26 und 30 
mit Wirkung vom 1. Juni 1963 ab, 

3. § 1 Nr. 14 Buchstabe b mit Wirkung vom 
28. Februar 1964 ab, 

4. § 1 Nr. 13, 14 Buchstabe a, Nr. 15, 16 
Buchstaben b, e und f, Nr. 18 Buchstaben b 
und c, Nr. 19, 20, 27 bis 29 und 31 mit 
Wirkung vom 1. Juni 1964 ab, 

5. § 1 Nr. 1 mit Wirkung vom 1. Januar 1965 
ab, 

6. § 3 mit Wirkung vom Inkrafttreten des 
Altsparergesetzes (§ 33) ab, 

7. § 4 mit Wirkung vom Inkrafttreten des 
Gesetzes zur Einführung von Vorschriften 
des Lastenausgleichsrechts im Saarland 
(§ 40) ab. 


8. § 5 mit Wirkung vom Inkrafttreten des 
Gesetzes zu dem Vertrag vom 11. Juli 1959 
zwischen der Bundesrepublik Deutschland 
und dem Großherzogtum Luxemburg 
(Artikel 4) ab. 

(2) In den Fällen des § 1 Nr. 3, 9, 10 und 11 blei- 
ben bis zum Inkrafttreten dieses Gesetzes ergangene 
unanfechtbare Entscheidungen unberührt. 

(3) Für die Anwendung der §§ 266, 272, 273, 280 
und 282 des Lastenausgleichsgesetzes gilt § 13 Abs. 6 
des Feststellungsgesetzes in der Fassung des § 2 
Nr. 2 dieses Gesetzes vom 1. Juni 1964 ab. § 7 Abs. 3 
des Vierzehnten Gesetzes zur Änderung des Lasten- 
ausgleichsgesetzes gilt entsprechend mit der Maß- 
gabe, daß eine Abgeltungssumme bis zum 31. De- 
zember 1965 zu zahlen ist. 

§ 11 

Anwendung in Berlin 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 12 Abs. 1 
und des § 13 Abs. 1 des Dritten Überleitungsgesetzes 
vom 4. Januar 1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im 
Land Berlin. Rechtsverordnungen, die auf Grund 
dieses Gesetzes erlassen werden, gelten im Land 
Berlin nach § 14 des Dritten Überleitungsgesetzes. 

§ 12 

Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Verkün- 
dung in Kraft. 
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